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- Angriffe auf das Gesundheitswesen 

- Keine Investitionen in Atomenergie!

- Rüstung erzeugt Krieg



 

Mi. 5. August 2026
Krankenhauskahlschlag und Militarisierung 
im Gesundheitswesen
Mit: Jan van Hagen,  
Krankenpfleger, Ver.di / IPPNW
 
Mi. 2. September 2026
Taktische Medizin  
Mit: Ute Rippel-Lau, IPPNW

  Online-Fortbildungsreihe  
„Militarisierung & Gesundheit“ 

jeden ersten Mittwoch im Monat  
19–20:00 Uhr

Mehr Infos & Anmeldung: 
ippnw.de/bit/militarisierung

Mi. 7. Oktober 2026
Funktionierende Gesundheits- 
infrastruktur statt Kriegstüchtigkeit  
des Gesundheitswesens!
Mit: Julia-Christina Stange, MdB, IPPNW

Mi.  4. November 2026
Krankenhaus im Kriegsfall: Was sagt das 
Grundgesetz? Was bedeuten Spannungsfall 
und Notstandsgesetzgebung? 
Mit: Andreas Fisahn, Professor  
für Öffentliches Recht, Universität Bielefeld
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EDITORIAL

Dr. Franca Brüggen ist 
Vorstandsmitglied der 
deutschen IPPNW.

Während im UN-Hauptsitz die Staaten zum 
Nichtverbreitungsvertrag tagen, vergrößert 

sich die Kluft zwischen diplomatischer Rhetorik  
und rüstungspolitischer Realität. 

Im Schatten globaler Krisen präsentieren sich die Atomwaffenstaaten einmal mehr als 
Bewahrer eines Status quo, der faktisch ein neues, gefährliches Wettrüsten legitimiert. 
„Die Idee, es gäbe verantwortungsvolle und verantwortungslose Atomwaffenstaaten, of-
fenbart eine tief sitzende Doppelmoral. Denn für eine falsche Waffe gibt es letztlich keine 
richtige Hand“, so Aicha Kheinette von ICAN, die für uns über die Überprüfungskonfe-
renz zum Nichtverbreitungsvertrag geschrieben hat. 

Der neue „Cornerstone Report“ von ICAN und PAX wiederum zeigt, wie Europa mit nukle-
aren Ambitionen den Nichtverbreitungsvertrag untergräbt: Immer mehr Staaten sprechen 
offen über Atomwaffenkooperationen mit Frankreich oder eigene nukleare Fähigkeiten. 
Ein gefährlicher Rückschritt, der die globale Sicherheitsarchitektur destabilisiert. Juliane 
Hauschulz meint: „Diese Entwicklung zeigt die Bedeutung des Atomwaffenverbotsver-
trages, der Staaten zwingt, sich eindeutig für oder gegen Atomwaffen zu positionieren.“ 

ICAN und PAX warnen auch vor den wachsenden Investitionen in Atomwaffen: Erstmals 
seit Jahren ist die Zahl der Finanzinstitute, die in die Atomwaffenproduktion investieren, 
gestiegen. Das zeigt der Ende April erschienene „Don’t Bank on the Bomb“-Report der 
beiden Organisationen. 301 Institute investieren nun in die Produktion – 200 Milliarden 
US-Dollar mehr als im Vorjahr. Seit Ende 2024 schließen die ESG-Kriterien, die nachhal-
tige Investitionen markieren sollten, Atomwaffen und konventionelle Rüstungsgüter nicht 
mehr explizit aus. Diese Neuinterpretation von Nachhaltigkeit muss öffentlich diskutiert 
und von Verbraucher*innen entschlossen abgelehnt werden.

Xanthe Hall analysiert Donald Trumps Drohungen gegen den Iran. Sind seine Äußerun-
gen, den Iran vollständig zerstören zu wollen, als ernsthafte nukleare Bedrohung oder als 
Verhandlungstaktik einzustufen? Direkt mit dem Einsatz von Atomwaffen zu drohen, galt 
bis vor kurzem noch als Tabu. Keiner der NATO-Verbündeten hat Trumps Äußerungen 
bisher öffentlich verurteilt.

Gerade in diesen Zeiten braucht es eine starke Zivilgesellschaft, die sich aktiv gegen ein 
erneutes nukleares Wettrüsten stellt. Wir wünschen Ihnen eine spannende Lektüre und 
Anregungen zum Handeln! 

Ihre Franca Brüggen
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MEINUNG

Die Ankündigung von US-Präsident 
Donald Trump, keine Tomahawk-
Marschflugkörper in Deutschland  

zu stationieren, eröffnet die Chance 
für einen Politikwechsel. 

S
tatt eigene Mittelstreckenwaffen mit anderen europäi-
schen Staaten zu entwickeln und bei den USA Toma-
hawk und Typhon-Startsysteme zu bestellen, sollte die 
Bundesregierung sich jetzt für einen Neuanlauf bei 

Abrüstung und Rüstungskontrolle einsetzen. Politik und Medien 
verengen den Diskurs zunehmend auf die militärische und ge-
waltsame Lösung von Konflikten. Die gegenwärtige massive kon-
ventionelle Aufrüstung verstärkt jedoch die militärischen Span-
nungen, führt zu einem gefährlichen Wettrüsten und erhöht die 
allgemeine Kriegsgefahr. Damit steigt auch die Gefahr der Eskala-
tion zu einem Atomkrieg. 

Mittelstreckenwaffen sind Angriffswaffen – die Hyperschallrakete 
„Dark Eagle“ zum Beispiel kann in etwa zehn Minuten Moskau 
treffen. Diese Waffen wirken destabilisierend, führen zu einem 
Klima der ständigen Unsicherheit und hätten Deutschland zu 
einem potenziellen Ziel russischer Präemptivschläge gemacht. 
Hyperschnelle und zielgenaue Mittelstreckenwaffen können auch 
mit konventionellen Sprengköpfen ausgestattet vom Gegner als 
Bedrohung für die nukleare Infrastruktur wahrgenommen wer-
den, was einen „russischen Präventivschlag“ provozieren könnte. 
Umgekehrt können die russischen „Oreshnik“-Raketen in Minu-
ten Ziele in Deutschland treffen. Bei einem Alarm bliebe kaum 
Zeit für eine überlegte Entscheidung. 

Sicherheitsexperte Oberst a. D. Wolfgang Richter bestreitet die 
Behauptung einer sogenannten „Fähigkeitslücke“ durch Vertei-
digungsminister Boris Pistorius als Begründung für eine Statio-
nierung von Mittelstreckenwaffen. Er verweist darauf, dass Russ-
land zwar tatsächlich über deutlich mehr landgestützte Kurz- und 
Mittelstreckenwaffen verfügt als die NATO, dies aber durch deren 
Überlegenheit bei see- und luftgestützten Waffensystemen mehr 
als wettgemacht werde. 

Wir brauchen jetzt eine Rückkehr zu Abrüstungsvereinbarungen 
unter der Verantwortung der UN, die das Verbot von Mittelstre-
ckenraketen in Europa regelt. So sollten sich die Bundesregierung 
und die EU im Rahmen der Verhandlungen zum Ukrainekrieg da-
für einsetzen, dass die russischen, atomar bestückbaren Mittel-
streckenraketen aus Belarus und Kaliningrad abgezogen werden. 
Im Gegenzug könnte das Ende der „nuklearen Teilhabe“ zugesagt 
werden. Mehr zum Thema auf Seite 13.

Dr. Lars Pohlmeier  
ist Co-Vorsitzender 
der deutschen 
IPPNW.
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 NACHRICHTEN

Ggemeinsam mit anderen zivilgesellschaft-
liche Gruppen hat die IPPNW am 11. Mai 

2026 vor dem Bundeskanzleramt protestiert. 
Die Organisationen fordern von der Bun-
desregierung, sich für eine Aussetzung des 
EU‑Israel-Assoziierungsabkommens einzu-
setzen. Sie verweisen auf schwere Verstöße 
gegen Menschenrechte und humanitäres 
Völkerrecht im Gazastreifen und kritisierten, 
dass Deutschland bislang jede entsprechen-
de Initiative blockiere. 

Das Assoziierungsabkommen ist ausdrück-
lich an die Einhaltung der Menschenrechte 
gebunden. Angesichts der dramatischen 
Lage im Gazastreifen und der fortgesetzten 
Blockade humanitärer Hilfe sei die EU ver-
pflichtet zu handeln, so die beteiligten Orga-
nisationen. Die Bundesregierung gefährde 
mit ihrer Haltung die Glaubwürdigkeit euro-
päischer Menschenrechtspolitik und stelle 
politische Rücksichten über völkerrechtliche 
Verpflichtungen.

Anlass war die EU‑Außenministerkonferenz 
am selben Tag. Diese ging erneut ohne Ei-
nigung in dieser Frage auseinander. Die 
Mitgliedstaaten konnten sich zwar auf ge-
zielte Sanktionen gegen extremistische isra-
elische Siedler verständigen. Eine Ausset-
zung des Assoziierungsabkommens fand 
dagegen keine Mehrheit – auch wegen des 
Widerstands der Bundesregierung.

Die IPPNW hat die Bundesregieurng auf-
gefordert, die Einhaltung des humanitären 
Völkerrechts zur Grundlage ihrer Entschei-
dungen zu machen und sich innerhalb der 
EU für eine konsequente Anwendung des 
Assoziierungsabkommens einzusetzen.

Friedensfähig statt kriegstüchtig – 
Schulstreik gegen Wehrpflicht

N ie wieder Wehrpflicht, nie wieder Krieg! 
Die IPPNW hat sich mit den Schüler*in-

nen solidarisiert, die am 8. Mai 2026 unter 
dem Motto gegen die Wehrpflicht und eine 
verpflichtende Musterung streikten. Das Ge-
setz über den neuen Wehrdienst, das zum 
1. Januar 2026 in Kraft trat, sieht eine ver-
pflichtende Musterung für junge Männer ab 
dem Jahrgang 2008 vor. Dabei erhalten alle 
18-Jährigen ein Schreiben vom Ministerium, 
um die Bereitschaft zu einem mindestens 
sechsmonatigen freiwilligen Dienst zu er-
fassen. Männer müssen auf das Schreiben 
antworten, Frauen können es. Sollte sich 
nicht genug Personal finden, kann der Bun-
destag über eine Wehrpflicht entscheiden. 
Über 200.000 Anschreiben hat das Bundes-
amt für Personalmanagement der Bundes-
wehr in den ersten vier Monaten des Jahres 
verschickt. 28 Prozent der Männer würden 
den Fragebogen nicht beantworten. Bleibt 
die Antwort aus, gibt es eine Mahnung, da-
nach ist ein Bußgeld von 250 Euro fällig.  
 
Ende April hat Verteidigungsminister Boris 
Pistorius zum ersten Mal in der Geschichte 
der Bundeswehr eine Militärstrategie vor-
gestellt, in der Russland wiederholt als „un-
mittelbare Bedrohung“ genannt wird. Die 
Bundeswehr soll die stärkste konventionel-
le Armee in Europa werden. Die Bundes-
regierung plant mit anderen europäischen 
Staaten die Entwicklung eigener Mittel- und 
Langstreckenwaffen, Präzisionsraketen und 
Marschflugkörper. 

Mailaktion: Für die Freilassung 
von Dr. Hussam Abu Safiya! 

D er Gesundheitszustand des von Israel 
ohne Anklage gefangengehaltenen Kin-

derarztes Dr. Abu Safiya ist lebensbedroh-
lich. Laut Physicians for Human Rights Israel 
(PHRI) hat er einen erheblichen Gewichts-
verlust erlitten und wird unzureichend me-
dizinisch versorgt. Ein Anwalt von PHRI hat 
vier gefangene Ärzte am 11. Mai 2026 im 
Ktzi’ot-Gefängnis besucht. Laut PHRI sind 
auch die hygienischen Bedingungen katas-
trophal.

Neben Dr. Abu Safiya sind 13 Ärzt*innen so-
wie Dutzende von Krankenpfleger*innen und 
Sanitäter*innen unrechtmäßig in Haft. Den 
kritischen medizinischen Zustand haben 
auch die UN-Sonderberichterstatter Tlaleng 
Mofokeng und Ben Saul im März 2026 be-
stätigt. Sie hatten Berichte erhalten, „wonach 
Dr. Abu Safiya Folter und anderer grausamer 
und erniedrigender Behandlung ausgesetzt 
und sein Gesundheitszustand weiterhin kri-
tisch sei“. Der Direktor des Kamal-Adwan-
Krankenhauses war im Dezember 2024 in 
Gaza verhaftet worden, als das israelische 
Militär das Krankenhaus stürmte. Er ist eine 
der bekanntesten Stimmen des Gesund-
heitssektors im besetzten Gazastreifen. 

In einem Brief an den israelischen Botschaf-
ter in Berlin Ron Prosor hat sich die IPPNW 
für die Freilassung des Arztes und der an-
deren inhaftierten Mitarbeiter*innen des 
Gesundheitswesens eingesetzt. Zahlreiche 
Menschen haben sich bereits an der Mailak-
tion der IPPNW beteiligt.

Eine Mailvorlage, um an den Botschafter 
und das Auswärtige Amt zu schreiben, 
finden Sie hier: ippnw.de/bit/safiya

Aktion für eine Aussetzung des 
EU‑Israel-Abkommens
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 NACHRICHTEN

IPPNW warnt vor Raketenabwehr-
system „Golden Dome“

E ine neue Studie von IPPNW, PSR und 
„Back from the Brink“ kritisiert das von 

US-Präsident Donald Trump vorangetriebe-
ne Raketenabwehrsystem „Golden Dome“. 
„Golden Dome“ soll ein weltraumbasiertes 
Abwehrnetz aus hunderten Satelliten schaf-
fen, das anfliegende Interkontinentalraketen 
zerstört. 

Die Studie „Golden Dome or Golden Scam“ 
zeichnet ein drastisches Bild: Selbst unter 
optimistischen Annahmen könnten über 
300 Sprengköpfe die Abwehr durchdringen, 
und rund 75 Millionen US-Bürger*innen 
wären im Ernstfall schutzlos. Hauptautor 
Dr. Ira Helfand, Mitbegründer der US-ame-
rikanischen Sektion der IPPNW, warnt: „Die-
ses System schützt die Bevölkerung nicht.“ 
Selbst ein theoretischer Abfanggrad von 
80 % würde eine Katastrophe nicht verhin-
dern, so Helfand. Auch die politische Di-
mension hob er hervor: „Der Versuch, dieses 
System zu bauen, wird das Wettrüsten an-
heizen und Bemühungen torpedieren, Atom-
waffen tatsächlich abzuschaffen.“ 

Statt Sicherheit zu schaffen, so die Autorin-
nen und Autoren, erzeuge das Programm 
eine gefährliche Illusion – und lenke zu-
gleich enorme finanzielle Mittel in ein Sys-
tem, das im Ernstfall versage. Politische 
Unterstützer der Abrüstungsbewegung 
wie Senator Ed Markey und der Abge-
ordnete Jim McGovern verwiesen auf die 
sicherheitspolitischen und gesellschaft-
lichen Kosten. Die Studie zeigt, dass das 
Raketenabwehrsystem nicht nur ineffektiv 
wäre, sondern die globale Instabilität wei-
ter verschärfen könnte.

Mehr unter: ippnw.de/bit/golden-scam

Auf dem 130. Deutschen Ärztetag haben 
Delegierte gefordert, dass die Politik kla-

re rechtliche Grundlagen schaffen müsse, 
um das deutsche Gesundheitswesen „kri-
senfest“ zu machen. Der Änderungsantrag 
von IPPNW-Vorstandsmitglied Robin Maitra 
„Friedensfähig statt kriegstüchtig“ erhielt 
immerhin 58 Ja- bei 150 Nein-Stimmen. 
Die Forderung einer größeren Rolle der zivil-
militärischen Zusammenarbeit im Gesund-
heitswesen solle ersetzt werden durch den 
Satz: „Angesichts der zunehmend komple-
xen Herausforderungen ist die Zusammen-
arbeit aller Kräfte des Gesundheitswesens 
unerlässlich. Die besondere Rolle der Ärzte-
schaft ergibt sich aus der Verantwortung für 
den Erhalt des Lebens, des Schutzes der 
Gesundheit und der natürlichen Grundlagen 
der Menschen und damit der Unterstützung 
von Bemühungen zum Erhalt des Friedens.“

Robin Maitra hatte gleich zu Beginn Gelegen-
heit ein zehnminütiges Statement abzuge-
ben. Er warnte, dass das zivile Gesundheits-
wesen die Zahl von bis zu 1.000 Verletzten 
am Tag, mit der die Bundeswehr in einem 
Bündnisfall kalkuliert, schon aus Kapazitäts-
gründen nicht versorgen könne. Ein weiterer 
Antrag von Robin Maitra, „Krisenresilienz 
statt Kriegstüchtigkeit des Gesundheitswe-
sens“, wurde bei 126 Ja-Stimmen und 71 
Nein-Stimmen abgelehnt. Darin heißt es, 
es sei nicht Aufgabe der Ärzteschaft, sich 
an der Vorbereitung von kriegerischen Aus-
einandersetzungen zu beteiligen oder das 
Gesundheitswesen zu einem Teil militäri-
scher Abschreckung werden zu lassen. Die 
medizinische Versorgung der Bevölkerung 
dürfe nicht zugunsten militärischer Zwecke 
gefährdet werden.

Ärztetag: Diskussion über Militari-
sierung des Gesundheitswesens

Der Abrüstungsappell „Immer mehr Mil-
liarden fürs Militär? Nicht mit mir!“ aus 

der Friedensbewegung hat inzwischen über 
13.000 Unterschriften gewonnen. In dem 
von DFG-VK, IPPNW, Netzwerk Friedens-
kooperative, Ohne Rüstung Leben und pax 
christi initiierten Appell heißt es: „Aufrüstung 
führt in die Sackgasse! Dass Frieden und 
Sicherheit durch immer mehr Waffen und 
Abschreckung erreichbar wären, ist ein Trug-
schluss. Wir möchten in einem Land leben, 
das sich mit zivilen Mitteln für eine friedliche 
Welt stark macht. Diplomatie, Interessens-
ausgleich und Völkerverständigung müssen 
die Grundpfeiler für Frieden in Europa und in 
der Welt sein.“

Am 29. April 2026 hat die Bundesregierung 
den Finanzplan des Bundes 2026 bis 2030 
beschlossen, der erneut steigende Militär-
ausgaben vorsieht. 2026 sollen die Militär-
ausgaben auf 125,6 Milliarden Euro steigen, 
2027 auf 152,5. Die für 2030 eingeplanten 
196,4 Milliardden entsprechen 31,4 Prozent 
des gesamten Haushalts. Durch die enor-
me Schuldenlast, die mit der Aufrüstung auf 
Pump einhergeht, kommen schon jetzt an-
dere Haushaltstöpfe unter Sparzwang. Das 
wird ganz konkrete Folgen haben: Menschen 
in Deutschland werden unter Kürzungen am 
Sozialstaat leiden und die Milliarden-Einspa-
rungen bei der internationalen humanitären 
Hilfe drohen bereits jetzt neue Fluchtbewe-
gungen zu verstärken, während gleichzeitig 
Geflüchtete abgewiesen und abgeschoben 
werden. 

Appell unter: ippnw.de/bit/nichtmitmir 
Unterschriftenlisten können im IPPNW- 
Shop bestellt werden: shop.ippnw.de

„Nicht mit mir“: 13.000 Unter-
schriften für Abrüstungsappell
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FRIEDEN

Der Krieg im Sudan wütet nun schon 
seit drei Jahren. Die Kämpfe zwischen 
den sudanesischen Streitkräften und der 
paramilitärischen RSF haben zu einer der 
schlimmsten humanitären Krisen welt-
weit geführt. Wie geht es den Menschen 
im Sudan? 

Die Lage im Sudan ist weitaus komplexer, 
als vielen Beobachter*innen von außen 
bewusst ist. Was oft als interner Konflikt 
dargestellt wird, ist in Wirklichkeit stark 
von regionalen Machtdynamiken und ex-
ternen Interessen geprägt. Der Krieg zieht 
sich unter anderem deshalb so lange hin, 
weil Akteure aus dem Ausland weiterhin 
Waffen, Ressourcen und politische Unter-
stützung bereitstellen. Dies hat die Gewalt 
und das Leid im Sudan verschärft.

Für die einfache sudanesische Bevölke-
rung sind die Folgen verheerend. Nach 
drei Jahren Krieg sind die Menschen 
körperlich, emotional und wirtschaftlich 
erschöpft. Ganze Gemeinden wurden ver-
trieben, Familien getrennt, das Gesund-
heitssystem zerstört. Millionen Menschen 
leben in ständiger Unsicherheit. Die 
Frustration ist groß, zumal sich viele Su-
danes*innen von der internationalen Ge-
meinschaft im Stich gelassen fühlen, wäh-
rend geopolitische Interessen weiterhin 
mehr Gewicht haben als Menschenleben.

Und doch gibt es eine bemerkenswerte 
Widerstandskraft. Viele Sudanes*innen 
entscheiden sich dafür, in ihre Heimat 
zurückzukehren, obwohl der Krieg weiter-
geht und die Lebensbedingungen nach 
wie vor extrem schwierig sind. Diese Ent-
scheidung spiegelt etwas sehr Kraftvolles 
wider: Wenn uns so viele Grenzen ver-
schlossen und so viele Türen vor der Nase 
zugeschlagen werden, bleibt die Heimat 
der einzige Ort, der uns Halt gibt – selbst 
inmitten des Leids. Diese Widerstands-
kraft sollte nicht romantisiert werden. Aber 
sie zeugt von der Stärke, Würde und Ent-

schlossenheit eines Volkes, das weiter 
durchhält und gleichzeitig das Recht ein-
fordert, in Frieden zu leben.

Welche Arbeit leistet deine Organisation 
„Woman Beyond Silence“ im Sudan? 

Wir arbeiten zu geschlechtsspezifischer 
Gewalt. Es geht darum, Sichtbarkeit her-
zustellen, gerade im Kontext des Krieges 
im Sudan, wo geschlechtsspezifische Ge-
walt zu einer weit verbreiteten Waffe ge-
worden ist. Unsere Arbeit konzentriert sich 
darauf, das Schweigen zu durchbrechen. 
Wir bieten kostenlose Webinar-Reihen zu 
geschlechtsspezifischer Gewalt und zu 
Friedensarbeit an, wobei wir die Lebens-
erfahrungen von Überlebenden und ver-
triebene Frauen in den Mittelpunkt stellen, 
deren Stimmen in den vorherrschenden 
Narrativen oft nicht gehört werden. Dane-
ben leisten wir psychosoziale Unterstüt-
zung in Form von Workshops, Gruppen-
therapien sowie Schulungen zu mentaler 
Erster Hilfe, insbesondere für Geflüchtete 
und Überlebende geschlechtsspezifischer 
Gewalt. Außerdem schulen wir Menschen 
aus den betroffenen Gemeinschaften, sol-
che Maßnahmen selbst anzuleiten. Wir 
wollen sicherstellen, dass die Hilfsmaß-
nahmen und der Heilungsprozess auf ge-
lebten Erfahrungen basieren und ihnen 
nicht von außen aufgezwungen werden.

Wie gebt ihr sudanesischen Frauen und 
Gemeinschaften, die von Krieg, Vertrei-
bung und der Klimakrise betroffen sind, 
eine Stimme? 

Wir untersuchen, wie diese Faktoren sich 
gegenseitig beeinflussen – insbesondere, 
wie die Klimakrise das Risiko geschlechts-
spezifischer Gewalt für Frauen erhöht und 
sich auf ihre psychische Gesundheit aus-
wirkt. In Webinaren und Fallbeispielen 
beleuchten wir diese Zusammenhänge 
und übersetzen sie in leicht verständliche 
Analysen, wobei wir strukturelle Ursachen 

von Gewalt mit den gelebten Realitäten 
im Sudan verknüpfen. Wir dokumentieren 
und teilen Erfahrungen, um die Berichte 
von Frauen als Zeugnis und Beweismittel 
zu bewahren. Unsere Kampagne „Peace 
and Love Letters“ schafft einen anonymen 
Raum, in dem Überlebende zu Wort kom-
men können. Globale Solidarität manifes-
tiert sich in den Antworten, die für die be-
troffenen Frauen Würde und menschliche 
Verbundenheit wiederherstellen.

Unser Manifest „Von Gold zu Gräbern“ 
ordnet diese Erfahrungen in den anhalten-
den Stellvertreterkrieg im Sudan ein und 
verknüpft persönliches Leid mit den poli-
tischen und wirtschaftlichen Dynamiken, 
die den Konflikt prägen.

Wie schafft ihr es, euch gleichzeitig für 
Geschlechtergleichstellung, psychische 
Gesundheit und nachhaltigen Frieden 
einzusetzen? 

Diese Bereiche sehen wir als eng mitein-
ander verflochten. In Kontexten wie dem 
Sudan, wo Krieg, Vertreibung und Un-
gleichheit an der Tagesordnung sind, geht 
es bei nachhaltigem Frieden nicht nur da-
rum, die Gewalt zu beenden. Es geht auch 
darum, was mit den Menschen danach ge-
schieht. Unverarbeitete Traumata, Ängste 
und Verlust bestimmen, wie Gemeinschaf- 
ten leben, miteinander umgehen und 
Wiederaufbau schaffen können. Hier wird 
psychosoziales Heilen unabdingbar, denn 
Frieden kann nicht Bestand haben, wenn 
Menschen weiterhin die psychologischen 
und sozialen Folgen von Gewalt in sich 
tragen. Durch unser Programm „Roots of 
Healing“ schaffen wir sichere Räume für 
Gruppentherapie und gemeinschaftliche 
Unterstützung. Gleichzeitig verbinden wir 
Heilung wieder mit der Natur und dem All-
tag. Es hilft Frauen, Traumata gemeinsam 
zu verarbeiten, Vertrauen wieder aufzu-
bauen und ein Gefühl der Zugehörigkeit 
zurückzugewinnen. Auf diese Weise sind 

Jenseits des Schweigens
Woman Beyond Silence: Wie eine Organisation sudanesischen Frauen eine Stimme gibt
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Dr. Tasabih 
Mohamed ist  

Ärztin und femi-
nistische huma-
nitäre Helferin.

FAMILIEN, DIE VOR DEN ANGRIFFEN DER RSF AUF DAS  
VERTRIEBENEN-CAMP ZAM ZAM FLIEHEN, KOMMEN MIT  
LASTWAGEN IN TAWILA, NORD-DARFUR, AN – JULI 2025 

Geschlechtergerechtigkeit, psychische Ge- 
sundheit und Friedensarbeit Teil dessel-
ben Prozesses: der Heilung von Einzelnen, 
der Stärkung von Gemeinschaften und der 
Bekämpfung der Bedingungen, die Gewalt 
erst ermöglichen.

Wie geht es sudanesischen Geflüchteten 
in Ägypten und anderen Ländern? 

Sie erleben in den Aufnahmeländern sehr 
unterschiedliche Realitäten. Während viele 
von ihnen willkommen geheißen werden, 
sieht sich eine große Zahl weiterhin mit 
erheblichen Herausforderungen konfron-
tiert: Rassismus, eingeschränkter Zugang 
zu Gesundheitsversorgung und Rechts-
schutz, sowie Unsicherheit hinsichtlich 
ihrer Papiere und ihres Aufenthaltsstatus.

Aus meiner persönlichen Erfahrung als 
sudanesische Ärztin, die ihr Praktikum 
in Ägypten absolviert hat, habe ich die 
Hindernisse im Gesundheitssystem haut-
nah miterlebt. Ich erinnere mich an einen 
17-jährigen sudanesischen Geflüchteten, 
der an der Grenze in einen Autounfall ver-
wickelt war. Trotz einer Operation und der 
Bemühungen meiner Kolleg*innen, die 
Spenden für seine Versorgung sammelten, 
kam er nach wenigen Stunden in Haft, 
statt unter medizinischer Aufsicht zu blei-
ben. Solche Fälle spiegeln eine allgemeine 
Realität wider: Sudanesische Geflüchtete 
erleben unterbrochene Behandlungen, 
während sie gleichzeitig mit schlechten 
Lebensbedingungen in Haftzentren, mit-
Unterernährung, Infektionen, Missbrauch 

und der Angst vor Abschiebung kämpfen 
– selbst wenn sie über gültige Papiere ver-
fügen.

Gleichzeitig hat die Vertreibung Momente 
der Verbindung und Solidarität geschaf-
fen. In Ägypten habe ich viele herzliche 
Menschen kennengelernt und erlebt, 
wie Migration kulturellen Austausch und 
gegenseitiges Verständnis ermöglicht – 
und so sudanesische Gemeinschaften auf 
komplexe, aber sinnstiftende Weise näher 
an die Welt bringt.

Du arbeitest als Ärztin in den Bereichen Ge-
schlechtergerechtigkeit, sexuelle und re-
produktive Gesundheit sowie psychische 
Gesundheit. Du organisierst Bildungsan-
gebote und psychosoziale Unterstützung 
für Frauen, die von Gewalt betroffen 
sind. Woher nimmst du die Kraft und die 
Widerstandsfähigkeit für deine Arbeit?

Ich schöpfe viel Widerstandskraft aus dem 
Beispiel der Frauen, die vor mir kamen 
– insbesondere meine Großmutter Kha-
diga Mohammed, die Lehrerin und Frau-
enrechtsaktivistin war. Ich bin mit ihrem 
Vermächtnis aufgewachsen und führe 
ihre Mission fort. Kraft geben mir auch 
Freund*innen und Mitstreiter*innen, die 
während der sudanesischen Revolution ihr 
Leben verloren haben. Ihr Mut leitet mich 
weiterhin und gibt dem, was ich tue, Sinn.

Begleitet hat mich auch dieses Gedicht 
von John Roedel, das mir durch alles hin-
durch Halt gegeben hat: 

Wie können medizinische Fachkräfte in 
Deutschland eure Arbeit unterstützen?

Gesundheitskräfte in Deutschland können 
zum Beispiel bei kontextspezifischer For-
schung über die sexuelle und reproduktive 
Gesundheit von Frauen in Konfliktsituatio-
nen unterstützen. Die Daten sind hier oft 
lückenhaft oder unzugänglich. Sie können 
auch ihr klinisches und gesundheitspoliti-
sches Fachwissen teilen, indem sie Webi-
nare geben oder sich am akademischen 
Austausch zu geschlechtsspezifischer 
Gewalt, psychischer Gesundheit und den 
Auswirkungen von Konflikten auf Gesund-
heitssysteme beteiligen.

Wir möchten außerdem mit Partnern evi-
denzbasierte Instrumente und Schulun-
gen für Einsatzkräfte vor Ort entwickeln, 
um sicherzustellen, dass die Maßnahmen 
sowohl wissenschaftlich fundiert sind als 
auch auf die Lebensrealitäten von Frau-
en eingehen, die Krieg erleben. Darüber 
hinaus können Partnerschaften die ethi-
sche Dokumentation von Lebenserfahrun-
gen unterstützen, und so dazu beitragen, 
marginalisierte Stimmen zu verstärken, 
akademisches Wissen mit den Realitäten 
von Frauen im Sudan zu verbinden und 
so Maßnahmen zu stärken, die den Men-
schen in den Mittelpunkt stellen.

Das Interview führte Laura Wunder.

Wann immer ich mich hilflos fühle 
in dieser überwältigenden Welt 
werde ich zur Helferin  
Oh, meine Liebe  
An den Tagen, an denen es sich anfühlt  
als hätte ich keine Kraft  
diene ich anderen  
Wann immer ich helfe  
die Füße der Welt zu waschen  
hören meine Hände sofort auf zu zittern  
Und ich finde Frieden
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K
riegstauglichkeit, sprich: Ab-
schreckung durch Aufrüstung, 
scheint großen Teilen der politi-
schen und wirtschaftlichen Ent-

scheider derzeit als einzig realistisch Option, 
um in den eskalierenden Konflikten bei der 
Neuordnung der Welt zu bestehen. Ist Rü-
stungsproduktion ein Weg in die Zukunft? 

Der anhaltende Rüstungsboom radikali-
siert eine Problematik, die sich hinter dem 
gesamten sozial-ökologischen Umbau von 
Wirtschaft und Industrie verbirgt. Der Phi-
losoph Günter Anders hat sie treffend als 
„Trennung von Produktion und Gewissen“ 
bezeichnet, die „Apokalypse-Blindheit“ be- 
wirke. Sie verstelle den Blick für Großge-
fahren, die mit der Aufrüstung unweiger-
lich verbunden seien. Denn die Rüstungs-
industrie ist keine gewöhnliche Branche. 
Es handelt sich, mit Günther Anders ge-
sprochen, um eine „Doppelindustrie“, die 
außer den Waffen selbst „immer auch 
Waffenbedarf und die Chancen für deren 
Gebrauch“ erzeugt. Zugespitzt formuliert: 
Aufrüstung mündet mit hoher Wahrschein-
lichkeit in erhöhte Kriegsgefahr.

Wirtschaftskrise und Rüstungsboom

Schien es noch zu Beginn des Jahrzehnts, 
als sei ein grüner Kapitalismus nicht mehr 
aufzuhalten, hat sich das Blatt nun gewen-
det. Deutschland und die EU sehen sich 
mit der Gefahr einer irreversiblen Deindus-
trialisierung konfrontiert. So verzeichneten 
wichtige deutsche Industriebranchen wie 
der Metallerzeugung und Metallbearbei-
tung (-5,4 %), der Herstellung von Daten-
verarbeitungsgeräten, elektronischen und 
optischen Erzeugnissen (-3,0 %), der Kunst-
stoffindustrie (-2,6 %), der Produktion von 
Metallerzeugnissen (-2,5 %), dem Maschi-
nenbau (2,2 %) und der chemischen Indus-
trie im dritten Quartal 2025 im Vergleich 
zum Vorjahr einen deutlichen Stellenab-
bau. Besonders betroffen ist die Auto- und 
Zulieferbranche (-6,3 %). Mit 721.400 Be-
schäftigten hat die Branche einen vorläufi-
gen Tiefpunkt erreicht. Vom Stellenabbau 
am stärksten betroffen sind die Zulieferer. 

Demgegenüber boomt die Rüstungs-
industrie. In Sachen Aufrüstung scheint 
gegenwärtig alles möglich, was für die 
zivile Marktwirtschaft nicht gelten soll – 
großzügige Finanzierung um den Preis 
eines wachsenden Staatsdefizits, lang-
fristige Planung, staatliche Abnahmega-
rantien, eine bewusste Monopolisierung, 
die Marktmechanismen verzerrt, sowie 
attraktive Löhne, mit denen Arbeitskräf-
te in die Branche gelockt werden sollen. 
2025 ist Deutschland weltweit der viert-
größte Waffenexporteuer. Beim erreichten 
Status Quo soll es aber nicht bleiben. So 
will der Marktführer Rheinmetall seinen 
Umsatz bis 2030 auf dann 50 Milliarden 
Euro vervierfachen. Auch deutsche Rü-
stungs-Startups wie das KI-Unternehmen 
Helsing verzeichnen einen Take-off; beim 
Finanzierungsvolumen liegen sie derzeit 
weltweit auf Platz zwei. Planungsgrund-
lage ist die „historische Entscheidung der 
Bundesregierung, die Verteidigungsaus-
gaben massiv zu steigern“, um das Fünf-
Prozent-Ziel der NATO einzulösen. Die Be-
ratungsagentur Ernst & Young betrachtet 
die Aufrüstung folgerichtig als attraktiven 
Zukunftsmarkt. Versprochen wird ein Rüs-
tungs-Wirtschaftswunder. Jährliche Inve- 
stitionen könnten in der EU eine Brutto-
wertschöpfung von ca. 150 Milliarden Euro 
erzeugen, davon 40 Milliarden allein in der 
Rüstungsindustrie. Auf Deutschland wür-
den demnach jährlich 39 Milliarden Euro 
sowie 360.00 Arbeitsplätze entfallen. Ist 
die Aufrüstung also jener eigene Zopf, mit 
dessen Hilfe sich Industrie und Wirtschaft 
aus dem Sumpf ökonomischer Stagnation 
und Rezession ziehen können?

Kein Rüstungswirtschaftswunder

Ich bezweifele das. Drei Gründe sind aus-
schlaggebend: Erstens spricht nichts da-
für, dass der aktuelle Rüstungsboom Be-
schäftigungsverluste auffangen kann, die 
infolge der anhaltenden Deindustrialisie-
rung entstehen. Das Statistische Bundes-
amt gibt keine genaue Auskunft über die 
Beschäftigtenzahlen der Branche. Laut 
Arbeitsagentur sind in Unternehmen, die 

in Deutschland Panzer, Waffen oder Muni-
tion herstellen, derzeit weniger als 20.000 
Menschen tätig – längst nicht genug, um 
selbst bei der zu erwartenden Expansion 
Arbeitsplatzverluste in der zivilen Indust-
rie zu kompensieren. „Für ein deutsches 
‚olivgrünes‘ Wirtschaftswunder taugt der 
Rüstungsboom [...] nicht […]. Ein Euro für 
den Ausbau der öffentlichen Infrastruktur 
oder der Betreuungsstruktur in Kitas und 
Schulen ermöglicht mehr Wachstum“, 
konstatieren Autoren des wirtschaftsna-
hen „Handelsblatt“ zu Recht. 

Noch gravierender ist zweitens, dass 
die staatlich geförderte Rüstungs-

planwirtschaft anders zu betrachten ist 
als der gewöhnliche produktive Staats-
konsum. Auf die Rüstungsbranche trifft 
uneingeschränkt zu, was Günther Anders 
als Charakteristikum jeglicher Waffenpro-
duktion benennt. Arbeitsplatzsicherheit in 
dieser „Doppelindustrie“ gibt es nur, wenn 
die Nachfrage nach Waffen langfristig ge-
sichert wird. Um den Waffenkonsum zu 
stabilisieren, bleiben nur zwei Möglichkei-
ten: Entweder Waffensysteme veralten und 
müssen durch neue, effizientere und unter 
Umständen noch tödlichere Systeme er-
setzt, oder sie müssen angewendet wer-
den. Zugespitzt formuliert: Die effektivste 
„Konsumsituation“ dieser Waffen ist der 
Krieg. Nehmen wir als Beispiel die Koope-
ration des Automobilzulieferers Continen-
tal mit dem Rüstungskonzern Rheinmetall. 
Obwohl infolge der Kooperation tausende 
neue Arbeitsplätze in der Rüstungsin- 
dustrie entstehen sollen, kann von einer 
nachhaltigen Beschäftigungsstrategie kei-
ne Rede sein. Das zeigte sich exempla-
risch, als im Juni 2024 infolge möglicher 
Friedensverhandlungen im Ukrainekrieg 
die Aktienkurse der Rüstungsfirmen um 
sechs Prozent einbrachen und Milliarden 
Euro an Börsenwert verloren gingen. 

Abgesehen von massenhaftem Tod und 
dem Leiden der Zivilbevölkerung in militä-
rischen Konflikten sind die Auswirkungen 
von Aufrüstung auch dann verheerend, 
wenn es nicht zu einer direkten Waffen-

Nach der Zeitenwende: Rüstung erzeugt Krieg 
Auszug aus der Rede von Prof. Dr. Klaus Dörre auf dem IPPNW-Jahrestreffen 2026
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anwendung kommt. Schätzungen zufolge 
liegt der CO2-Fußabdruck des gesamten 
deutschen Militärsektors bei 4,5 Millio-
nen Tonnen Treibhausgasen pro Jahr. Das 
entspricht dem jährlichen CO2-Ausstoß 
von einer Million Autos. Allein der F-35-
Kampfjet emittiert pro Stunde mehr CO2 
als ein Durchschnittsdeutscher in einem 
Jahr verursacht. Wie einschlägige For-
schungen zeigen, lassen sich die Wohl-
fahrtsverluste infolge des Klimawandels, 
die mehr als 50 Prozent des BIP betragen 
könnten, mit denen eines dauerhaften 
Krieges vergleichen. Das zeigt: Auch staat-
lich zu verantwortende Fehlallokationen 
können zukunftszerstörend wirken.

Hinzu kommt drittens, dass eine – Rüs-
tungsinfrastruktur eingeschlossen – Ver-
dreifachung des Wehretats, wie sie in 
Deutschland bis zum Ende des Jahrzehnts 
erfolgen soll, die bereits bestehenden Fi-
nanzierungsengpässe in den öffentlichen 
Haushalten erheblich vergrößern würde. 
Bedenkt man ferner, dass auch der CO2-
Preis steigen soll, was sich auf Mieten, 
Strompreise und Heizkosten auswirken 
dürfte, kann man sich ausrechnen, dass 
dies vor allem Menschen in der unteren 
Einkommenshälfte treffen wird. Schon 
jetzt lässt sich beobachten, dass die Kri-
se genutzt wird, um sich jener der kapi-
talistischen Utopie anzunähern, die das 
Aneignen von Gewinnen aus der Produk-
tivitätssteigerung ermöglichen will, ohne 
großen kollektiven Widerstand befürchten 
zu müssen. 

Daran zeigt sich im Übrigen auch, dass 
der Kriegs-Keynesianismus hoch selek-

tiv angelegt ist. Von einer wirklichen Nach-
fragesteuerung kann jedenfalls keine Rede 
sein. Denn während Schuldenmachen, 
langfristige staatliche Planung und Abnah-
megarantien trotz eines überaus schwer-
fälligen Beschaffungswesens für den Rüs-
tungsboom unverzichtbar sein sollen, gilt 
für die zivile Wirtschaft nach Ansicht eines 
Großteils der ökonomischen und politischen 
Eliten geradewegs das Gegenteil. Der So-
zialstaat ist angeblich nicht mehr finanzier-
bar, die sogenannte „Lifestyle-Teilzeit“ soll 
beendet werden, die Rente nur noch eine 
Grundsicherung sein. Kurzum: Soziale Si-
cherungssysteme gelten, ebenso wie Löhne, 
Kündigungsschutz, Acht-Stundentag und 
Mitwirkungsrechte in Betrieb und Arbeits-

welt bestenfalls als Kostentreiber. Die neuen 
Oligarchen vom Schlage eines Elon Musk 
betrachten alles, was den Lohnabhängigen 
den Status anerkannter Sozialbürgerinnen 
und -bürger ermöglicht, geradezu als über-
flüssigen Ballast, den man möglichst rasch 
entsorgen muss. […]

Die Sicht von Beschäftigten

Wie gehen abhängig Beschäftigte mit Krise, 
ins Stocken geratenem sozial-ökologischen 
Umbau und Rüstungsboom um? Günther 
Anders war, was den oppositionellen Geist 
abhängig Beschäftigter betrifft, sehr skep-
tisch: „Solange wir für unser Mitarbeiten 
anständig entlohnt werden und solange 
wir gewiß zu sein glauben, unter gut ge-
sicherten Bedingungen weiterarbeiten zu 
können, so lange verschließen wir die Au-
gen vor dem, was wir und wofür wir arbei-
ten; und so lange sind wir auch dazu be-
reit, von der Vorbereitung des Untergangs 
zu leben“, lautet sein kritischer Befund. 

Das ist, wie unsere empirischen Erhebun-
gen belegen, zu pessimistisch gedacht. 
Sicher würden viele der von uns befragten 
Beschäftigten in der Auto-, Zuliefer- und 
Grundstoffindustrie eine Tätigkeit in der 
der Rüstungswirtschaft der Erwerblosigkeit 
und sozialem Statusverlust vorziehen. Aber 
gerade unter den gewerkschaftlich Aktiven 
finden sich auch massive Gegenstimmen:

„Ich kann mir im Moment nicht vorstellen, 
bei allem, was das sozusagen an Unsicher-
heit vielleicht auch für meine Familie be-
deuten würde […] da [bei der Aufrüstung, 
d. A.] mitzumachen. Jetzt ist es immer die 
Frage, wie ist es konkret ausgerichtet und 
wo stehst du als Familie und was bedeu-
tet das für dich? Wie ist dann die konkrete 
Situation? Aber mir fehlt die Fantasie, wie 
ich da in meiner Rolle mit gutem Gewis-
sen an Bord bleiben sollte. Weil, ich habe 
auch eine pazifistische Grundhaltung. Ich 

finde es fürchterlich, was auf der Welt im 
Moment passiert. Das zieht mich wirklich 
runter, das offensichtlich wieder das Recht 
des Stärkeren Einzug erhält, was ich für 
überwunden geglaubt habe.“ […]

Als Gegenmittel für „Apokalypse-Blind-
heit“ hatte Günter Anders seinerzeit die 
Fähigkeit zum Produktstreik vorgeschla-
gen. Gemeint war, sich der Herstellung von 
Produkten zu verweigern, deren Zweck die 
Massenvernichtung ist. Wie er selbst rück-
blickend betont, hatte er niemals damit 
gerechnet, dass Produktstreiks wirklich 
stattfinden. Das hat ihn nicht gehindert, 
„die Maßstäbe für das moralisch Fällige, 
für das, was in ihm eigentlich getan oder 
unterlassen werden müßte, auf den Tisch 
des Hauses zu legen, wie gering auch im-
mer die Wahrscheinlichkeit sein möge, daß 
die Gebote oder Verbote sofort oder über-
haupt eingehalten werden“. Das auch, weil 
für die Moral dieselbe Regel gelte wie auf 
den Ramsch-Märkten: „daß man nämlich 
mehr verlangen muß als was man sofort zu 
erhalten erwarten darf“. Angesichts eska-
lierender Kriege, beschleunigter Erderhit-
zung, Artensterben und drohendem Öko-
zid ist das eine Maxime, hinter die wir nicht 
zurückfallen dürfen. Deshalb macht es 
Sinn, sich fortgesetzter Aufrüstung zu ver-
weigern – und das gerne in einem Bündnis, 
das einen prinzipiellen mit einem pragma-
tischen Pazifismus und Antimilitarismus 
produktiv zusammenwirken lässt. […] 

Vollständiger Vortrag mit Quellenan- 
gaben unter: ippnw.de/bit/doerre
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Trügerischer Waffenstillstand
Die humanitäre Krise im Libanon nach dem „schwarzen Mittwoch“

Trotz Waffenruhe gehen die 
israelischen Angriffe im Südliba-
non weiter. Die Sorge vor einem 
Bürgerkrieg wächst.

„Wir sind Menschen!“ Dieser Satz fällt in 
den Gesprächen, die wir vor zwei Wochen 
im Libanon geführt haben, immer wieder, 
wenn die Menschen über die schweren 
Bombardierungen des „Schwarzen Mitt-
woch“ vom 8. April sprechen. Ohne Vor-
warnung wurden im ganzen Land fast 
400 Menschen getötet und 1.200 verletzt, 
darunter sehr viele Zivilist*innen. Getrof-
fen wurden auch viele bislang von den is-
raelischen Bomben verschonte Viertel der 
Hauptstadt Beirut. 

Für die Menschen im Libanon bedeutet 
das, jetzt kann es jede*n treffen, überall. 
Die allgegenwärtigen Drohnen über ihren 
Köpfen sorgen dafür, dass dies niemand 
vergisst – tags wie nachts. Ihr zermürben-
des Brummen bohrt sich in die Köpfe der 
Menschen, nistet sich ein und bricht sich 
als Wut Bahn, weil sie seit zweieinhalb Jah-
ren in einem permanenten Kriegszustand 
leben. Dass der Waffenstillstand zwischen 
den USA und Israel sowie Iran zunächst 
nicht auch den Libanon umfasste, hat viele 
fassungslos zurückgelassen. 

Erst viele Tote und Verletzte später, am 
16. April, kam die lang ersehnte Waffen-
ruhe doch noch. Für zehn Tage, die am 24. 
April um weitere drei Wochen verlängert 
wurde. Für das chronisch unterversorgte 
Gesundheitssystem des Libanon kam sie 

gerade noch rechtzeitig. Die Kolleg*innen 
der medico-Partnerorganisation Amel, die 
im ganzen Land Gesundheitszentren und 
mobile Kliniken unterhält, berichteten uns 
in Gesprächen, wie ihre Mitarbeiter*innen 
rund um die Uhr in den zu Notunterkünf-
ten umfunktionierten Schulen arbeiten. 
Dabei sind viele von ihnen selbst Vertrie-
bene im eigenen Land, nachdem die Ge-
sundheitszentren im Süden Beiruts und 
im Südlibanon auf Grund der Zwangsver-
treibungsanordnungen der israelischen 
Armee geschlossen werden mussten. 
Viele Mitarbeiter*innen von Amel sind am 
Rande der Erschöpfung, weil sie neben 
der belastenden Arbeit auch ihr eigenes 
Leben reorganisieren, eine neue Bleibe für 
sich und ihre Angehörigen finden und ihre 
Kinder beschulen müssen. 

Inzwischen ist klar, was viele Menschen 
befürchtet hatten: Die Waffenruhe wird im 
Südlibanon nicht eingehalten. Wie in Gaza 
hat Israel mit einer gelben Linie eine Be-
satzungszone demarkiert, in der 55 Ge-
meinden liegen. Dort gehen die Angriffe 
unvermindert weiter, ganze Dörfer und 
Städte wie Bint Jbeil oder Kfar Kila wer-
den systematisch zerstört. Die Menschen 
können nicht zurück. Für wie lange, weiß 
auch Zafer al-Khatib von unserer palästi-
nensischen Partnerorganisation Nashet 
aus dem Geflüchtetenlager Ein el-Hilweh 
bei Saida nicht zu beantworten.

Die freiwilligen Helfer*innen der Organisa-
tion engagieren sich selbst seit Wochen, 
helfen wo es geht, verteilen Matratzen 
und Essen und organisieren Spiele für die 

Kinder der Vertriebenen. Die 19-jährige 
Nidal Abdelsalam, Mitglied der Jugend-
organisation von Nashet, koordiniert seit 
Anfang März die Verteilung von Hilfsgü-
tern, schreibt Einsatzpläne und spricht zu 
uns mit großer Selbstverständlichkeit über 
ihren unermüdlichen Einsatz: „Für mich 
war sofort klar, dass ich etwas tun muss. 
Ich konnte nicht einfach zuschauen und 
die Leute im Stich lassen.“ 

Bei unserem Gespräch stehen wir im 
Sozialzentrum, das Nashet in Ein-el 

Hilweh betreibt. Wir haben uns ein etwas 
ruhigeres Zimmer für unser Gespräch 
gesucht, um dem Gewusel und lauten 
Stimmengewirr während der Ausgabe von 
Hilfsgütern für ein paar Minuten zu entflie-
hen. Angesprochen auf die Gefahren sagt 
sie achselzuckend: „Sicherheit gibt es hier 
für niemanden. Der Tod wartet an jeder 
Ecke.“ Diese Angst lässt die Studentin der 
Sozialen Arbeit und psychosozialen Ver-
sorgung aber nicht an sich heran. Sonst 
könne sie nicht helfen, sagt sie. 

Es ist ein deprimierendes Muster, das in 
unseren Gesprächen immer wieder auf-
taucht: Die Menschen scheinen sich an 
den Krieg gewöhnt zu haben, passen ihr 
Verhalten intuitiv daran an, verdrängen die 
Angst, so gut es geht – oder flüchten sich 
in beißenden Zynismus über den Staats-
präsidenten, einen ehemaligen General, 
der die Armee aus dem Südlibanon vor 
den einrückenden israelischen Truppen in 
Sicherheit gebracht hat. Er telefoniere lie-
ber mit Israel, als das eigene Territorium zu 
verteidigen, sagen sie. 



	 		   13

Doch auch die Hisbollah bekommt ihr 
Fett weg. Deutlich offener als noch in 
den vergangenen Jahren wird sie für 
den Kriegseintritt an der Seite Irans 
kritisiert. Dafür, dass das Land zum 
zweiten Mal in zwei Jahren in einen 
verheerenden Krieg gezogen wird, der 
militärisch nicht zu gewinnen ist und 
im Libanon nur Schmerz und Leid her-
vorbringt. 

Zu spüren bekommen das vor allem die 
Schiit*innen, ob sie Anhänger der His-
bollah sind oder nicht. Die Xenophobie 
trifft damit die ärmsten Teile der von 
starken Klassengegensätzen durchzo-
genen libanesischen Gesellschaft. So-
lidarität schwindet, Spannungen und 
Gewalt nehmen zu. Schiit*innen sind 
häufig gezwungen, im Auto oder in Zel-
ten zu übernachten, denn in Auffang-
zentren werden sie nicht aufgenom-
men. Das Wort vom Bürgerkrieg wird 
von vielen Menschen in Beirut und 
anderen Landesteilen nur widerwillig in 
den Mund genommen – zu schmerz-
haft ist das Trauma. Zwischen 1975 
und 1990 wurden über 100.000 Men-
schen getötet, im allgemeinen Sprach-

gebrauch wird euphemistisch nur von 
„den Ereignissen“ gesprochen. 

Doch die Menschen im Libanon sind 
keine Träumer: Mit jedem Tag des Krie-
ges, mit jedem Dorf, das im Süden zer-
stört wird, wird es schwieriger, die in-
nergesellschaftlichen Brüche zu kitten 
und die Entfremdung, die sich in die 
sozialen Beziehungen einschreibt, zu 
überbrücken. Das Wort vom Bürger-
krieg mag tabu sein, doch begegnet es 
einem viel zu oft in diesen Tagen, um 
es noch als abwegiges Szenario abtun 
zu können. 

Dieser Beitrag erschien am  
27. 04. 2026 auf dem Blog  
von Medico International:  
www.medico.de/blog. Abdruck 
mit freundlicher Genehmigung.

Imad Mustafa ist Politologe 
und Islamwissenschaftler. 
Er arbeitet als Referent für 

Menschenrechte bei medico. 

MEDICO-PARTNER CEDAR CENTER LEISTET  
NOTHILFE FÜR VERTRIEBENE IN TRIPOLI, LIBANON. 

Die Pläne der USA, Raketen und Marschflugkör-
per in Deutschland zu stationieren, sind vorerst 
vom Tisch. Das ist eine gute Nachricht! Doch 
es gibt weiterhin genug Gründe, um gegen den 
Rüstungsrausch der Regierenden zu protestieren! 
Ob das Wort des US-Präsidenten auch in drei 
Monaten noch etwas zählt, darf getrost in Frage 
gestellt werden. Gleichzeitig sind Aktivist*innen 
der Kampagne „Friedensfähig statt erstschlagfä-
hig“ empört über die reflexartigen Rufe aus der 
deutschen und europäischen Politik, die nun 
möglichst schnell in eigener Regie Mittelstrecken-
waffen entwickeln und aufstellen will. Dabei ist 
klar: Mittelstreckenwaffen sind reine Angriffswaf-
fen und erhöhen die Kriegsgefahr. Auch deutsche 
oder europäische Marschflugkörper bergen das 
gravierende Risiko eines Präventivangriffs der Ge-
genseite und gefährden somit unsere Sicherheit. 
Daher bleibt unser Ziel ein Europa ohne Mittel-
streckenwaffen!

Die Kampagne wendet sich gegen die US-Militär-
stützpunkte in Deutschland, die erneut für einen 
völkerrechtswidrigen Angriffskrieg genutzt wur-
den. Insbesondere die Air Base Ramstein spielt 
im Krieg gegen den Iran eine zentrale Rolle, aber 
auch Wiesbaden beherbergt wichtige Haupt-
quartiere der USA für ihre Kriege in Afrika und 
im Nahen und Mittleren Osten. Die Mitglieder 
der Kampagne – darunter die IPPNW – fordern 
die Bundesregierung auf, Völkerrecht zu respek-
tieren, jegliche Kriegsbeteiligung zu beenden 
und den USA die Nutzung ihrer Basen hier un-
verzüglich zu untersagen. Sie müssen so schnell 
wie möglich aufgelöst und alle Atomwaffen aus 
Deutschland abgezogen werden.

Dass die USA vorerst keine Mittelstreckenwaffen 
in Deutschland stationieren, muss als Gelegen-
heit für neue Initiativen zur internationalen Rü- 
stungskontrolle und Abrüstung betrachtet werden. 
Mehr unter www.friedensfaehig.de

Update der Kampagne 
„Friedensfähig statt 

erstschlagfähig“ 

Für ein Europa ohne Mittelstreckenwaffen!
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Laura Wunder 
ist Referentin 
für Klimage-

rechtigkeit und 
Global Health 

der IPPNW.

Ökozid als Kriegsverbrechen
Während der Iran-Krieg die Klimakrise befeuert, arbeiten NGOs an der Ächtung von Umweltverbrechen

D
er Krieg gegen den Iran ist nicht 
nur eine humanitäre und völker-
rechtliche Katastrophe. Er ver-
schärft die globale Klimakrise 

und führt zu immensen regionalen Umwelt- 
und Gesundheitsschäden. Bombardie-
rungen von Raffinerien, Treibstofflagern, 
Militärbasen und Industrieanlagen setzen 
enorme Mengen an Treibhausgasen und 
Giftstoffen frei, zerstören Ökosysteme und 
kontaminieren Wasser und Böden. Aktuel-
le Analysen zeigen: Militärische Gewalt, Kli-
makrise und Ökozid sind eng verflochten. 

In den ersten zehn Tagen des Krieges 
dokumentierte das „Conflict and En-

vironment Observatory“ (CEOBS) bereits 
über 300 Vorfälle mit Umweltrelevanz: 
Angegriffen wurden Luftwaffenstützpunk-
te, Militäreinrichtungen und zivile Infra-
struktur von Krankenhäusern bis hin zu 
Öl- und Industrieanlagen. CEOBS warnt 
vor toxischer Luftverschmutzung, Wasser-
kontamination und erheblichen Risiken 
für den Persischen Golf durch Ölunfälle. 
Eine Studie bezifferte die Emissionen aus 
den ersten 14 Tagen des Krieges bei etwa 
fünf Millionen Tonnen CO2, mehr als die 
Gesamtemissionen Islands im Jahr 2024. 
Nach der Zerstörung von Gebäuden führ-
ten insbesondere Angriffe auf Treibstoff-
depots und Raffinerien zu großflächigen 
Bränden und massiven CO2-Emissionen. 

Kriege sind weit über direkte Explosionen 
hinaus klimawirksam – das zeigt die For-
schung. Doch auch in „Friedenszeiten“ 
entstehen Klima- und Umweltschäden 
durch Rüstungsindustrie, Militärbasen und 
Übungen. Nach Schätzungen von CEOBS 
und den Scientists for Global Responsibi-
lity verursacht das globale Militär rund 5,5 
Prozent der weltweiten Treibhausgasemis-
sionen – mehr als viele Industriestaaten. 

Der Krieg gegen Iran lässt zudem die enge 
Verbindung zwischen fossilen Energien, 
Geopolitik und Militarisierung deutlich 
werden. Die Kontrolle über Öl- und Gas-
infrastruktur ist nicht nur wirtschaftlich 
relevant, sondern häufig Teil militärischer 
Strategien. Gleichzeitig profitieren Energie-
konzerne von steigenden Preisen und geo-
politischer Unsicherheit. Krieg stabilisiert 
so jene fossile Ordnung, die die Klimakrise 
weiter antreibt. Rüstungsgüter, die auf fos-
silen Energieträgern basieren, haben eine 
Nutzungsdauer von vielen Dekaden. Ihre 
Anschaffung droht zum Lock-in fossiler 
Energiesysteme zu werden.

Angriffe auf Ökosysteme und damit auf die 
materielle und kulturelle Lebensgrundlage 
von Gemeinschaften werden zunehmend 
als Verbrechen und als Kriegsstrategie 
diskutiert. Im Kontext von Gaza sprechen 
Aktivist*innen und Wissenschaftler*innen 
von einem Zusammenspiel von genozida-
ler und ökozidaler Gewalt – Versalzung von 
Böden, Zerstörung von Wasserinfrastruk-
tur und der Verlust von Ackerland sind 
sowohl eine Folge wie auch ein Mittel der 
Gewalt. Aber auch an anderen Orten geht 
die Umweltzerstörung Hand in Hand mit 
anderen Formen struktureller Gewalt, ins-
besondere gegenüber indigenen Gemein-
schaften.

V or diesem Hintergrund gewinnt die 
internationale Debatte um „Ökozid“ an 

Bedeutung. Die Stop-Ecocide-Kampag-
ne fordert, massive Umweltzerstörung als 
internationales Verbrechen anzuerkennen. 
Ziel ist eine Ergänzung des Römischen 
Statuts des Internationalen Strafgerichts-
hofs. Damit könnten schwere Umweltzer-
störungen künftig strafrechtlich verfolgt 
werden. Durch die neue EU-Richtlinie 
über Umweltstraftaten von 2024, wird ein 

Ökozid-ähnlicher Straftatbestand in die 
nationale Gesetzgebung der Mitgliedsstaa-
ten integriert werden.

Mit dem Fossil Fuel Treaty hat sich außer-
dem ein breites Bündnis gebildet, das den 
Ausstieg aus fossilen Energien vorantreibt. 
Angelehnt ist der Prozess an den Atom-
waffen-Nichtverbreitungsvertrag. Wichtige 
Impulse kamen zuletzt von der Santa-
Marta-Konferenz. Nachdem Fortschritte 
in dieser Frage auf den Weltklimagipfeln 
seit Jahren am Widerstand der öl- und 
gasexportierenden Länder gescheitert 
sind, hat sich in Santa Marta so etwas 
wie eine „Koalition der Willigen“ gebildet. 
Die internationale Klimadiplomatie könnte 
für die nächsten Jahre auf zwei Schienen 
laufen: dem behäbigen, auf Konsens ba-
sierenden UNFCCC-Prozess und einem 
deutlich schnelleren Santa-Marta Prozess, 
der konkrete Lösungen diskutiert.

Diese Entwicklungen stimmen durchaus 
hoffnungsvoll. Es wird die Aufgabe von 
zivilgesellschaftlichen Organisationen wie 
der IPPNW und Partnern sein, die Über-
schneidung von Friedenspolitik, Klimapoli-
tik und Umweltschutz in diesen Räumen zu 
verankern und Bündnisse zu schmieden.

Quellen zu diesem Artikel finden Sie 
unter: ippnw.de/bit/oekozid
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Die Angriffe auf das  
Gesundheitswesen nehmen zu

Ein Interview mit Christina Wille, Direktorin von „Insecurity Insight“

Mit einer neuen Website stellt „Insecu-
rity Insight“ Daten zu Angriffen auf das 
Gesundheitswesen erstmals in Form 
interaktiver Karten dar und macht sie 
dadurch besser zugänglich. Christina, 
wie sammelt und analysiert Ihr Daten 
zu Angriffen auf das Gesundheitswesen, 
und welche Rolle spielen diese Erkennt-
nisse für die humanitäre Hilfe? Insecurity 
Insight dokumentiert Konfliktgewalt gegen 
das Gesundheitswesen. Wir erfassen jeden 
Angriff einzeln – etwa, wenn Krankenhäu-
ser bombardiert, Krankenwagen angegrif-
fen oder Gesundheitsfachkräfte verhaftet 
werden – indem wir Informationen aus 
verschiedenen offiziellen und inoffiziellen 
Quellen zusammentragen. Dabei legen 
wir besonderen Wert auf innovative Open-
Source-Methoden, um auch Berichte von 
Einzelpersonen und zivilgesellschaftlichen 
Organisationen zu erfassen, die von institu-
tionellen Systemen oft übersehen werden.

Unsere Daten gehen über das reine Zählen 
von Vorfällen hinaus. Wir analysieren Mus-
ter und liefern so wichtige Erkenntnisse für 
Wiederaufbau und Schadensbegrenzung-
Diese Informationen können auch genutzt 
werden, um Gesundheitsdienste während 
des Krieges zu schützen – wenn beispiels-
weise häufig explosive Waffen eingesetzt 
werden, können praktische Maßnahmen 
wie das Anbringen von Kunststofffolie an 
Fenstern Verletzungen durch Glassplitter 
verringern. 

Wie sieht das aktuelle Bild der Angriffe 
auf das Gesundheitswesen aus? Mit einem 
Wort: düster. Als wir 2016 begannen, Ge-
walt gegen das Gesundheitswesen syste-
matisch zu dokumentieren, verzeichneten 
wir 499 Vorfälle im Jahr. Bis 2024 war 
diese Zahl auf erschreckende 3.920 ge-
stiegen. Der Anstieg ist seit 2021 beson-
ders stark ausgefallen, wobei Staaten für 

einen Großteil der Gewalt verantwortlich 
sind, während sich die gemeldeten Angriffe 
durch nichtstaatliche Akteure ebenfalls ver-
doppelt haben. Diese Zahlen erfassen le-
diglich Vorfälle, bei denen es zu Zerstörun-
gen kam – die tatsächlichen Auswirkungen 
sind weitaus größer. Solche Gewalt kostet 
Gesundheitskräfte das Leben, schränkt 
den Zugang zur medizinischen Versorgung 
ein und trägt in Konfliktgebieten zu einer 
erhöhten Sterblichkeit bei – sowohl direkt 
durch Angriffe als auch indirekt, indem die 
Prävention und Behandlung vermeidbarer 
Erkrankungen verhindert wird.

Gibt es bestimmte Regionen, Arten von 
Angriffen oder bislang wenig beachtete 
Dynamiken, die mehr Aufmerksamkeit 
verdienen? Ja, viele. Ein Problem ist die 
Unsichtbarkeit: In manchen Kontexten ist 
das Fehlen gemeldeter Vorfälle an sich 
schon aufschlussreich. Wo weit verbreitete 
Gewalt gegen Zivilist*innen herrscht, aber 
nur wenige Angriffe auf das Gesundheits-
wesen gemeldet werden, kann dies auf 
die Zerstörung der verbleibenden Einrich-
tungen oder auf Einschränkungen bei der 
Berichterstattung hindeuten. Die öffentli-
che Berichterstattungneigt zudem dazu, 
sich auf besonders auffällige Ereignisse 
zu konzentrieren – zum Beispiel Bomben-
angriffe auf Krankenhäuser. Weniger sicht-
bare Schäden wie Blockaden von medizi-
nischen Hilfsgütern können jedoch für die 
Versorgung ebenso verheerend sein.

Die kumulativen Auswirkungen und die 
Möglichkeiten, Schäden zu mindern, wer-
den auch zu wenig beachtet. Oft ist es 
nicht ein einzelnes Ereignis, sondern der 
wiederholte, anhaltende Druck, der das 
gesamte System schwächt. In Gaza ist der 
Schaden katastrophal, aber auch im Su-
dan, in der Ukraine, in Myanmar, im Jemen 
und in Syrien wurden die Systeme durch 

die Häufung vieler Angriffe schwer be-
einträchtigt. Einige Länder, wie die Ukrai- 
ne, konnten trotz anhaltender Angriffe ein 
gewisses Maß der Versorgung aufrecht-
erhalten, während sich andere auch Jahr-
zehnte nach Beendigung des Konflikts 
nicht erholt haben.

Was müsste sich ändern, damit die vorlie-
genden Daten zu echter Rechenschafts-
pflicht und besserem Schutz vor Ort füh-
ren? Die Durchsetzungsmechanismen sind 
nach wie vor äußerst schwach. In den 
letzten zehn Jahren wurden nur zwei Fälle 
vor Gericht gebracht, obwohl auf unserer 
Plattform über 18.000 Vorfälle registriert 
wurden. Diese Diskrepanz steht in extre-
mem Gegensatz zum Ausmaß der Verstöße 
und zur anhaltenden moralischen Empö-
rung, die sie zu Recht hervorrufen.

Rechenschaftspflicht kann und sollte über 
verschiedene Wege verfolgt werden, da-
runter der Internationale Strafgerichtshof 
(ICC) und das Universalitätsprinzip. Letzt-
endlich hängt es jedoch vom politischen 
und institutionellen Willen ab, auf Grund 
der vorliegenden Beweise zu handeln. Was 
wir brauchen, sind engagierte Staatsan-
wält*innen, die bereit sind, diese Fälle sy-
stematisch und konsequent zu verfolgen. 
Ohne entschlossenes Handeln ist die Kluft 
zwischen dokumentierten Verstößen und 
Rechenschaftspflicht nicht zu schließen.

Mehr unter: maps.insecurityinsight.org

Christina Wille 
ist Direktorin 

und Gründerin 
von Insecurity 

Insight. Sie 
wird am 12. 
September 

2026 auf der 
Global-Health-

Konferenz in 
Berlin sprechen.
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Die geopolitische Lage im „Na-
hen Osten“ spitzt sich weiter zu. 
Eine Gruppe von Menschen-
rechtsaktivist*innen war im März 
in den kurdischen Gebieten der 
Türkei unterwegs und hat mit 
der Zivilgesellschaft vor Ort über 
ihre Perspektiven gesprochen.

Während der diesjährigen Türkeireise vom 
14. bis 28. März 2026 konnten wir wieder 
mit unterschiedlichen Akteuren der Zivil-
gesellschaft und Politik in den kurdischen 
Gebieten der Türkei sprechen. Dabei tra-
fen wir Vertreter*innen von Gewerkschaf-
ten, Frauenvereinen, zivilgesellschaftlichen 
Plattformen, Anwaltskammern und Ärz-
tekammern, sowie Vertreter*innen der 
pro-kurdischen DEM-Partei. In unseren 
Gesprächen lag ein großer Fokus auf den 
geopolitischen Machtverschiebungen in 
der Region, von denen alle vier Teile Kur-
distans betroffen sind. Auch der Annäh-
rungsprozess zwischen Kurd*innen und 
der Türkei ist vor diesem Hintergrund zu 
verstehen. Beeindruckend ist, wie die kur-
dische Freiheitsbewegung ihre emanzipa-
torischen Gesellschaftsvorstellungen von 
der Befreiung der Geschlechter, für eine 
pluralistische und ökologisch ausgerich-
tete Gesellschaft strategisch in Stellung 
bringt und trotz schwerwiegender Verluste 
die Hoffnung auf eine demokratische Zu-
kunft nicht aufgibt.

Geostrategische Verschiebungen

Es wird deutlich, dass es sich bei den 
gegenwärtigen Kriegen um den Ausbau 
von westlichem Einfluss und den Zugriff 
auf Ressourcen im sogenannten „Nahen 
Osten“ handelt. Dabei nehmen die USA 
und ihre Bündnispartner eine dominante 
geostrategische Position ein, wobei die In-
teressen von Israel ebenfalls eine wichtige 
Rolle spielen. Die Entwicklungen zeigen, 
dass es westlichen Kräften nicht darum 

geht, die Region zu stabilisieren. Durch die 
Besetzung von Regierungspositionen mit 
Akteuren wie dem ehemaligen HTS-Anfüh-
rer Al-Sharaa in Syrien werden Interessen 
wie Investitionen und Abschiebeabkom-
men bedient. Wie damals in Afghanistan 
erfolgte die Anerkennung problematischer 
Akteure in Regierungspositionen nicht auf-
grund eines Mangels an anderen demokra-
tischen Akteuren. Über viele Jahre hat sich 
die demokratische Selbstverwaltung Nord- 
und Ostsyrien um eine internationale An-
erkennung bemüht, die bis zum Schluss 
ausblieb. Es wurde nicht eingegriffen, als 
die Terrorgruppe HTS die Selbstverwal-
tungsstrukturen zu Beginn dieses Jahres 
angriff und sich an den Errungenschaften 
der Frauenrevolution rächte. 

Berichtet wurde von Massenvertreibun-
gen, Enthauptungen und Entführungen, 
sowie Angriffen auf Krankenhäuser und 
andere zivile Infrastruktur. Die selbstver-
walteten Strukturen sind nun gezwungen, 
sich in die staatlichen syrischen Struktu-
ren zu integrieren. Die Rechte von Frauen 
und Minderheiten wurden bereits einge-
schränkt. Darüber hinaus werden die öko-
logischen und sozialen Folgen des Krieges 
der USA und Israels gegen den Iran für die 
iranische Gesellschaft noch jahrzehnte-
lang zu spüren sein.

Geostrategische Interessen 
der Türkei

Viele unserer Gesprächspartner*innen 
deuteten den Annäherungsprozess zwi-
schen den Kurd*innen und der Türkei vor 
dem Hintergrund dieser geopolitischen 
Spannungen. Der Prozess begann An-
fang Oktober 2024 mit einem historischen 
Handschlag zwischen Devlet Bahçeli, dem 
Vorsitzenden der rechtsextremen MHP, 
und Abgeordneten der pro-kurdischen 
DEM-Partei. Die MHP ist ein wichtiger 
Partner in der regierenden Volksallianz von 
Präsident Recep Tayyip Erdogan. Plötzlich 
wurde es möglich, dass kurdische Vertre-
ter*innen wieder Kontakt zum inhaftierten 
PKK-Führer Abdullah Öcalan aufnehmen 
konnten und er mit öffentlichen Erklärun-
gen in Erscheinung trat. 

Unsere Gesprächspartner*innen deuteten 
dies nicht als einen Gesinnungswandel der 
türkischen Regierung, sondern als weise 
Voraussicht von Bahçeli. Er identifizierte 
offenbar den Konflikt mit den Kurd*innen 
als „Achillesverse“ der Türkei und ging so-
mit frühzeitig gegen die Verletzbarkeit der 
eigenen Souveränität durch internationale 
Interessen vor. Der Annäherungsprozess 
hat zur Folge, dass die Türkei heute der 
regionalen Gewaltspirale auf ihrem eige-

Kein Ende der Hoffnung 
Kurd*innen stehen für die Demokratisierung der Region ein

WANDBILD: TANZENDE 

FRAUEN VERKÖRPERN  
DAS KURDISCHE MOTTO  

„WIDERSTAND IST LEBEN“

SOZIALE VERANTWORTUNG



17

nen Territorium entgeht. Zugleich kann sie 
weiterhin in den umliegenden Konfliktre-
gionen ihre eigenen geopolitischen Inter-
essen bedienen.

Auflösung der PKK

Im Zuge des Annäherungsprozesses mit 
der Türkei rief Abdullah Öcalan im Februar 
2025 zu einer Auflösung der kurdischen 
Arbeiterpartei (PKK) nach 40 Jahren Akti-
vität auf. Dabei vertritt er die Position, dass 
die kurdische Frage vor allem politisch ge-
löst werden müsse. Seinem Aufruf folgte 
die Partei im Mai 2025 mit einer symboli-
schen Verbrennung von Waffen und signa-
lisierte damit die Niederlegung des bewaff-
neten Kampfes. Aktivist*innen, mit denen 
wir gesprochen haben, begründeten die-
sen Schritt mit der Einstufung der PKK als 
Terrororganisation, wodurch jeglicher Weg 
einer politischen Lösung zwischen der Tür-
kei und Kurd*innen verbaut sei. Bereits im 
Jahr 2002 kam es zu politischen Annähe-
rungen zwischen der PKK und der Türkei. 
Die Kriminalisierung der PKK durch die 
EU und die gemeinsame strafrechtliche 
Verfolgung von Mitgliedern habe diesen 
Prozess jedoch zum Erliegen gebracht. Im-
mer wieder werden politische Gespräche 
von Seiten der Türkei unter dem Vorwand 
von Terrorvorwürfen abgebrochen. Diese 
Entwicklung betrifft auch Abgeordnete 
und gewählte Co-Bürgermeister*innen 
der DEM-Partei, welche lange Haftstrafen 
unter dem Vorwand erhalten, sie würden 
die PKK unterstützen. 

Trotz der Auflösung der PKK finden wei-
terhin Verhaftungen statt. So wurde bei-
spielsweise die 71-jährige Menschen-
rechtsaktivistin Zübeyde Akmese am 17. 
März 2026 in München mit dem Vorwurf 
der Mitgliedschaft in der PKK verhaftet.

Verhandlungen mit der Türkei

Die Verhandlungen zwischen Kurd*innen 
und der Türkei finden ohne Vermittlung 
durch Dritte statt. Nachdem sich die PKK 
im vergangenen Jahr auflöste, betonten 
unsere Gesprächpartner*innen immer wie-
der den großen Schritt, den die kurdische 
Bewegung damit auf die Türkei zugemacht 
hat. Sie forderten im Gegenzug die Frei-
lassung politischer Gefangener, vornean 
Abdullah Öcalans, die Wiedereinsetzung 
der rechtmäßig gewählten Co-Bürgermeis-
ter*innen, sowie eine grundlegende An-
erkennung der Rechte von Minderheiten 
als gleichwertige Bürger*innen der Türkei. 
Jedoch kritisierten sie, dass die Türkei zu 
wenig Initiative in diesem Prozess zeige. Es 
laufen Hintergrundgespräche, jedoch in 
der Öffentlichkeit werde die türkische Ge-
sellschaft zu wenig in diesem Prozess mit-
genommen. Zudem versuche die Türkei 
Gruppen gegeneinander auszuspielen, wie 
durch die Verhaftungen von Politiker*in-
nen der CHP deutlich wird. Kurdische Po-
litiker*innen, mit denen wir im Austausch 
waren, kritisierten dieses Vorgehen scharf. 
Eine Demokratisierung der Türkei schließe 
alle ein.

Werte statt Waffen

In seiner Botschaft vom 30. März 2026 
appellierte Abdullah Öcalan erneut für 
eine demokratische Lösung in der Region. 
So lange es keine universellen Rechte gibt 
und die Menschenwürde nicht für alle 
gilt, Minderheiten und Frauen unterdrückt 
werden, kann kein Frieden entstehen. 

Derweil diskutiert die kurdische Zivilgesell-
schaft auf verschiedenen Ebenen, was es 
für sie konkret bedeutet, den Kampf mit 
politischen Mitteln weiter zu führen. Das 
schließt auch die demokratische Reflexion 
ihrer eigenen Strukturen mit ein. 

Für uns wurde dieses Jahr deutlich, dass 
es einen Wandel in der Wertschätzung 
zivilgesellschaftlichen Engagements gibt. 
Wir wurden schon immer herzlich begrüßt. 
Dennoch wurde die Wertschätzung unse-
res Besuchs in diesem Jahr besonders 
betont: Uns wurde gesagt, wie wichtig es 
ist in diesen Zeiten, internationale Solidari-
tät zu zeigen, an allen Orten Widerstand 
gegen autoritäre Entwicklungen zu leis-
ten und die jeweiligen Zivilgesellschaften 
gegenseitig zu stärken. Auch in diesem 
Jahr konnten wir als Reisegruppe wieder 
viel lernen und mitnehmen von diesem 
unglaublichen Mut, der geistigen und ge-
sellschaftlichen Flexibilität, sowie tief be-
rührenden Begegnungen.

 

DIE REISENDEN AUF DEM WEG ZUR NEWROZFEIER IN DIYARBAKIR (AMED). UM AUF  
DAS FEST ZU KOMMEN, MUSS MAN MEHRERE KONTROLLBARRIEREN PASSIEREN.  
WÄHREND DER NEWROZFEIERN KOMMT ES AUCH IMMER WIEDER ZU VERHAFTUNGEN.

Susanne Dyhr 
ist Sozialwissen-
schaftlerin und 

Mitglied des 
Arbeitskreises 

Menschen-
rechte Türkei.
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Schulden, Verzögerungen, Abhängigkeiten
Kein Geld für Atomkraft! Über 30 NGOs lehnen Pläne der Weltbank ab

D 
ie Entscheidung markiert somit 
eine Trendwende. Multilaterale 
Entwicklungsbanken und inter-
nationale Finanzinstitutionen 

spielen eine entscheidende Rolle bei der 
Gestaltung globaler Investitionen. Durch 
sie bündeln Staaten Kapital, um etwa 
große Entwicklungs-, Infrastrukturprojek-
te und Stabilitätsziele zu finanzieren, die 
einzelne Länder allein oft nicht stemmen 
könnten. Daher gilt es, diesen Entwicklun-
gen im Sinne einer Welt frei von atomaren 
Gefahren entschieden zu widersprechen. 
Deutschland ist nach Kapital‑ und damit 
Stimmrechtsanteilen viertgrößter Anteils-
eigner der Weltbank. 

Der Bericht wurde von 30 Organisationen 
unterstützt, darunter die deutsche IPPNW, 
die die Ansicht vertreten, dass öffentliche 
Gelder der Weltbank und anderer soge-
nannter Entwicklungsbanken nicht in die 
Sackgasse Atomenergie fließen sollten. Sie 
warnen davor, dass andere multilaterale 
Finanzinstitutionen dieser Entscheidung 
folgen könnten. Ende Juni 2025 unterzeich-
neten der Präsident der Weltbankgruppe, 
Ajay Banga, und der IAEO-Generaldirektor, 
Rafael Mariano Grossi, eine Vereinbarung 
über die Zusammenarbeit der beiden Insti-
tutionen. Darin hielten sie fest, dass die IAEO 
zum Aufbau von Fachwissen auf Seiten der 
Weltbankgruppe im Nuklearbereich beitra-
gen soll, um künftig Laufzeitverlängerungen 
bestehender AKW und die Entwicklung klei-
ner modularer Reaktoren (SMR) zu fördern. 

Die gegenwärtige Initiative von Weltbank 
und IAEO reiht sich in eine Kette von Ver-

suchen ein, der strauchelnden Atomwirt-
schaft den Zugriff auf öffentliche Gelder zu 
ermöglichen. Denn erst durch staatliche 
Anschübe und Garantien – die Ewigkeits-
kosten der radiotoxischen Altlasten von 
der Urangrube bis zur ungelösten Endla-
gerung sind hierbei noch gar nicht berück-
sichtigt – lassen sich mit 
privatwirtschaftlichen In-
vestitionen in die Nuklear-
industrie Gewinne erzielen. 

Schon in der Deklaration, 
die von der Fantasie einer 
Verdreifachung der welt-
weiten nuklearen Stromer-
zeugungskapazitäten han- 
delte und auf der COP28, 
dem Weltklimagipfel 2023, 
medienwirksam präsen-
tiert wurde, warben die 
Unterstützerstaaten der 
Atomenergie für eine Öff-
nung der Weltbank und 
regionaler Entwicklungs-
banken für AKW-Projekte. 
Auch die im März 2026, 
vorgestellte SMR-Strategie 
der Europäischen Kommis-
sion zielt darauf ab, neue 
Atomprojekte mit öffentlichen Geldern fi-
nanziell abzusichern und sie so für privat-
wirtschaftliche Investitionen attraktiver zu 
machen. Kurzum: Sollte jemals Gewinn 
mit diesen Hochrisikoprojekten erzielt wer-
den, wird dieser privatisiert, während die 
Anschubkosten, finanziellen Risiken und 
Ewigkeitskosten der Altlasten in jedem Fall 
vergesellschaftet werden.

Für eine öffentlichkeitswirksame Darstel-
lung wird immer wieder die Behauptung 
aufgestellt, Atomenergie sei ein wirkungs-
volles, nachhaltiges und günstiges Mittel 
zur Überwindung multipler Krisen. So ver-
traten es auch IAEO-Chef Grossi und Welt-
bankpräsident Banga bei der Bekanntgabe 
ihrer Kooperationspläne. Der Weltbank-
präsident sieht AKW als Entwicklungsmo-
tor: „Arbeitsplätze brauchen Strom. Das 
Gleiche gilt für Fabriken, Krankenhäuser, 
Schulen und Wasserversorgungssysteme. 
Da der Bedarf – sowohl durch KI als auch 
durch die allgemeine Entwicklung – stark 
ansteigt, müssen wir den Ländern dabei 

helfen, zuverlässige und bezahlbare Ener-
gie bereitzustellen. Deshalb setzen wir auf 
Atomenergie als Teil der Lösung und neh-
men sie wieder in den Energiemix auf, den 
die Weltbankgruppe den Entwicklungslän-
dern anbieten kann, damit diese ihre Ziele 
erreichen können.“ Der IAEO-Chef spricht 
unterdessen von einer „wegweisenden 
Partnerschaft“ ihrer beiden Institutionen, ©
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ATOMENERGIE

RAFAEL GROSSI (IAEO) UND AJAY BANGA  

(WELTBANK) UNTERZEICHNEN EIN ABKOMMEN  
ZUR FÖRDERUNG DER ATOMENERGIE IN  
ENTWICKLUNGSLÄNDERN, JUNI 2025 

In einem neuen Report mit dem Titel „Debt, Delays, Dependencies“ 
kritisieren die Umwelt- und Menschenrechtsorganisationen Urgewald 
und Ecodefense die Entscheidung der Weltbankgruppe und der Asia-
tischen Entwicklungsbank, künftig in Atomenergieprojekte zu inves-
tieren. Über ein halbes Jahrhundert waren derartige Investitionen 
seitens der Weltbank ausgeschlossen. 
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Patrick Schukalla 
ist Referent der 

IPPNW für Atom-
ausstieg, Energie-
wende und Klima.

die ein Zeichen dafür sei, „dass die Welt 
in Bezug auf die Atomenergie wieder zu 
Realismus zurückkehrt“. Gemeinsam 
ebne man „den Weg für andere multi-
laterale Entwicklungsbanken und private 
Investoren“, um Geld für die Atomenergie 
als „tragfähiges Instrument für Energiesi-
cherheit und nachhaltigen Wohlstand“ in 
Betracht zu ziehen. 

In ihrem Vorwort zum im April 2026 neu 
erschienenen Report stellt Claudia Kem-
fert, Professorin für Energieökonomie 
am Deutschen Institut für Wirtschaftsfor-
schung, klar, dass derartige Darstellungen 
einer ernsthaften wirtschaftlichen, ökologi-
schen oder geopolitischen Prüfung nicht 
standhalten. Vielmehr stelle die „wach-
sende Unterstützung für die Atomenergie 
– seitens Regierungen und zunehmend 
auch seitens multilateraler Finanzinstitutio-
nen – [...] eine kostspielige Fehlallokation 
knapper öffentlicher Mittel dar“.

Namhafte Wissenschaftler*innen sowie 
langjährig aktive Campaigner*innen füh-
ren in fünf Kapiteln die Hintergründe und 
Argumente dieser Feststellung aus. Hin-
sichtlich der schlechten wirtschaftlichen 
Gesamtbilanz der Nutzung von Atom-
energie stellen die Autor*innen fest, dass 
die Atomkraft zwar oft als kostengünstig 
dargestellt wird, hinter ihr aber tatsäch-
lich selten, wenn überhaupt, eine wirt-
schaftliche Entscheidung stand (zu den 
zivil-militärischen Verbindungen siehe Fo-
rum 183/2025). Das Versprechen billigen 
Stroms beruhte stets auf der Prognose, 
dass neue Reaktoren aufgrund von Lern-
effekten und verbesserter Konstruktion 
geringere Kosten und kürzere Bauzeiten 
aufweisen würden und nicht unter den 
Problemen leiden würden, die ihre Vor-
gänger unwirtschaftlich machten, stellt 
Steve Thomas, Professor für Energiepolitik 
an der University of Greenwich in London, 
klar. In der Vergangenheit wurden die-

se Fragen der Wettbewerbsfähigkeit und 
der Risiken verschleiert, da die Stromver-
sorger als Monopolisten ihre Erzeugungs-
quellen unabhängig von den Kosten frei 
wählen konnten. Sie konnten alle ihnen 
entstehenden Kosten an ihre Kund*innen 
weitergeben. Die Einführung wettbewerbs-
orientierter Strommärkte und strengerer 
Regulierungsvorschriften hat jedoch zur 
Folge, dass sich Energieversorger den Bau 
von Kraftwerken, die nicht wettbewerbsfä-
hig sind und hohe wirtschaftliche Risiken 
bergen, nicht mehr leisten können. Infol-
gedessen haben Regierungen, die nicht 
auf den Zugriff auf Nukleartechnologie 
verzichten wollen, zunehmend die frühere 
Rolle der Energieversorger übernommen. 
Sie wählen die Technologien aus, beteili-
gen sich am Kapital, stellen die Finanzie-
rung bereit und schreiben Stromabnah-
meverträge vor, die die Verbraucher dazu 
verpflichten, den teuren Strom zu kaufen, 
den diese Reaktoren produzieren. Profes-
sor Steve Thomas warnt, dass bald auch 
multilaterale Entwicklungsbanken diese 
Rolle übernehmen könnten, wodurch die 
Kosten und Risiken weiterhin von Steuer-
zahlerinnen und Stromverbrauchern getra-
gen würden.

Unterdessen betont Vladimir Slivjak, Co-
Vorsitzender der russischen Umweltorga-
nisation „Ecodefense“ und Preisträger 
des Right Livelihood Awards, dass die 
Entscheidung der Weltbank, ihr Finan-
zierungsverbot für Atomenergieprojekte 
aufzuheben, zu einem zusätzlichen För-
derprogramm für exportierende Unterneh-
men führen dürfte. Er stellt heraus, dass 
sich der russische Staatskonzern Rosatom 

seit Beginn der 2000er Jahre strategisch 
positioniert hat und sich zu einem welt-
weit führenden Anbieter von Reaktoren, 
Brennstoffen und den damit verbundenen 
Dienstleistungen entwickelt hat. Rosatom 
verfügt über das weltweit größte Projekt-
portfolio im Nuklearbereich. Seit 2022 hat 
Rosatom seine diplomatischen Bemühun-
gen im Globalen Süden intensiviert. Slivjak 
warnt daher, dass multilaterale Finanzhil-
fen den russischen Einfluss stärken könn-
ten. Er betont, dass Rosatoms Projekte von 
autoritären Rahmenbedingungen, fehlen-
der unabhängiger Kontrolle und Unterdrü-
ckung der Zivilgesellschaft geprägt sind.

Die Autor*innen kommen daher zu dem 
Schluss, dass multilaterale Entwicklungs-
banken aufhören sollten, in falsche Hoff-
nungen, veraltete Technologien und nach-
weislich irreführende Versprechungen zu 
investieren. Sie empfehlen, stattdessen 
bereits bewährte Energielösungen zu för-
dern, von denen Menschen und der Planet 
wirklich profitieren.

Den Report „Debt, Delays, Dependen-
cies“ können Sie hier nachlesen: 
ippnw.de/bit/report

AKTIVIST*INNEN VON  
„URGEWALD“ PROTESTIEREN 

GEGEN DIE ATOMFINANZIERUNG 
DURCH DIE WELTBANK.
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Infos der Internationalen Kampagne zur  
Abschaffung von Atomwaffen finden Sie  
unter: www.icanw.org

Die Versprechen der Atomwaffenstaaten
Eindrücke von der Konferenz zum Nichtverbreitungsvertrag in New York

W
ährend die Spannungen zwischen den Atomwaffen-
staaten hoch sind, treffen sich die Vertragsstaaten 
des Nichtverbreitungsvertrages bei den Verein-
ten Nationen in New York. Zum Auftakt der NVV-

Überprüfungskonferenz haben Aktivist*innen der Internationa-
len Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen in New York 
demonstriert. Menschen haben sich rund um das UN-Gebäude 
versammelt, um die Delegation von Nihon Hidankyo, des Dach-
verbandes japanischer Atomwaffenüberlebender, zu begrüßen.

Am 1. Mai 2026 wandten sich zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen, an die Konferenz. Sie kritisierten, dass die Atomwaffenstaa-
ten entgegen ihrer Verpflichtungen handelten und auf diese Wei-
se zur Destabilisierung des atomare Nichtverbreitungsregimes 
beitrügen. In der Rede für die europäischen ICAN-Partner erklär-
ten Janina Rüther und Jean-Marie Collin: „Sicherheit auf Angst 
zu bauen, gleicht der Förderung der Verbreitung von Atomwaffen. 
Wenn jeder Staat glaubt, er müsse ‚gefürchtet werden, um frei 
zu sein‘, wie der französische Präsident kürzlich erklärte, dann 
werden alle Staaten dazu getrieben, Atomwaffen zu erwerben.“
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E
rstmals seit Jahren ist die Zahl 
der Finanzinstitute, die in die 
Atomwaffenproduktion inves-
tieren, gestiegen. Das zeigt der 

Ende April erschienene „Don’t Bank on 
the Bomb“ Report von ICAN und PAX. 
Während im vergangenen Jahr 260 Insti-
tutionen veröffentlicht wurden, listet der 
Report nun 301 auf. Dieser Anstieg zeigt 
sich auch in der investierten Gesamtsum-
me, die um fast 200 Milliarden US-Dollar 
stieg. Investor*innen halten derzeit etwa 
709,2 Milliarden US-Dollar in Anleihen und 
Aktien von Firmen, die an der Atomwaf-
fenproduktion beteiligt sind. Darunter sind 
auch deutsche Finanzinstitute: die Allianz, 
Deka Group, Deutsche Bank, Deutsche 
Börse Group und die DZ Bank besitzen zu-
sammen Aktien und Anleihen im Wert von 
5,8 Milliarden US-Dollar. Hinzu kommen 
10,6 Milliarden Dollar an Krediten und Un-
derwritings durch die Commerzbank, die 
BayernLB, die Deutsche Bank und die DZ 
Bank. Weltweit beläuft sich der Wert dieser 
Finanzdienstleistungen auf 299,7 Milliar-
den US-Dollar.

Die Erhöhung der investierten Summen 
war leider absehbar und fiel nicht so enorm 
aus, wie Expert*innen erwartet hatten. 
Hintergrund der Sorgen war das massive 
Werben sowohl von Rüstungsunterneh-
men als auch von Regierungen um insti-
tutionelle und private Investments in die 
Verteidigungsindustrie. Die „Zeitenwende“ 
sollte auch den Finanzmarkt erreichen und 
Finanzinstitute und Privatpersonen die Auf-
rüstung finanziell unterstützen. Dabei wäre 
das Bewerben der entsprechenden Aktien 
in Anbetracht ihrer ohnehin massiv anstei-
genden Aktienkurse kaum nötig gewesen: 

Die Aussicht auf hohe Gewinne am Aktien-
markt überwog bei vielen Anleger*innen 
schnell die moralischen Skrupel.

Doch dabei sollte es nicht bleiben: Die Rüs-
tungsindustrie drängt darauf, einen erleich-
terten Zugang zum gesamten Finanzmarkt 
zu erhalten. Einerseits will sie bestehende 
ethisch begründete Restriktionen einzelner 
Finanzinstitute und Fonds aufweichen. An-
dererseits sollen Investitionen in Rüstung 
auf dem deutschen und dem europäischen 
Finanzmarkt sogar als nachhaltige Geld-
anlage deklariert werden. Denn der Anteil 
der Privatpersonen, die ihr Geld nach öko-
logischen und sozialen Standards anlegen 
möchten, ist in den vergangenen Jahren 
konstant gestiegen. Entsprechend bieten 
auch immer mehr Banken nachhaltige Fi-
nanzprodukte an.

Um den Verbraucher*innen den Überblick 
zu erleichtern, gibt es das Kürzel „ESG“. Es 
steht für „Environment, Social und Gover-
nance“ und ist ein Rahmen zur Bewertung 
der ökologischen und sozialen Verantwor-
tung von Unternehmen. Im Finanzmarkt 
werden so beispielsweise nachhaltige In-
vestmentfonds ausgewiesen. Und genau 
hier konnte die Rüstungsindustrie bereits 
Ende 2024 einen Erfolg erzielen: denn die 
europäische Wertpapier- und Marktauf-
sichtsbehörde ESMA erklärte, dass lediglich 
Unternehmen, die völkerrechtlich geächte-
te Waffen wie Streumunition, Landminen, 
oder biologische und chemische Waffen 
herstellen, aus ESG-Fonds auszuschließen 
seien. Damit bot sich der Waffenindust-
rie die Chance, konventionelle Waffen als 
„nachhaltig“ anzupreisen. Die Begründung 
war schnell gefunden: Europa müsse auf-

rüsten, um abschrecken zu können. Nur 
so ließen sich Frieden und Demokratie 
schützen, die Nachhaltigkeit, Klima- und 
Umweltschutz überhaupt erst ermögli-
chen würden. Und tatsächlich konnten die 
Unternehmen sich damit in Deutschland 
durchsetzen. Bis April 2025 durften hier-
zulande nur Firmen, die weniger als zehn 
Prozent ihres Umsatzes mit Rüstung er-
wirtschaften, in ESG-Fonds aufgenommen 
werden. Diese Vorgabe wurde für den deut-
schen Finanzmarkt abgeschafft. 

Schon heute machen militärische Aktivi-
täten circa 5,5 % der weltweiten Treib-
hausgasemissionen aus. Seit 2021 stiegen 
alleine die militärischen Emissionen der 
NATO um 40 Prozent an, die weitere Auf-
rüstung der Bündnisstaaten wird diesen 
Wert steigern. Hinzu kommt die massive 
Umweltzerstörung, die das Militär und die 
weltweiten Kriege anrichten. Selbst jene, 
die die aktuelle Aufrüstung begrüßen, müs-
sen einsehen, dass diese dem Klima- und 
Umweltschutz sowie dem allgemeinen Ziel 
der Nachhaltigkeit entgegensteht. Den-
noch gibt es Bestrebungen, die Rüstungs-
industrie auch in die EU-Taxonomie aufzu-
nehmen, welche nachhaltige Geldanlagen 
für europäische Bürger*innen kenntlich 
macht. Die EU-Kommission bewies hier 
bereits 2022 einen flexiblen Umgang mit 
dem Begriff der Nachhaltigkeit, als sie In-
vestitionen in Atomkraft und Erdgas in die 
Taxonomie aufnahm. Nun droht dieses Be-
wertungssystem endgültig ausgehöhlt zu 
werden.

Das Nachhaltigkeitslabel für Rüstung ist 
absurd und wäre nicht einmal nötig, da 
Investitionen in die Rüstungsindustrie am 

ATOMWAFFEN

Grüner Anstrich für die Bombenindustrie
Atomwaffenkonzerne profitieren von ESG-Kriterien und EU-Taxonomie
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Finanzmarkt längst begehrt sind. Doch die 
Ausweitung der ESG-Kriterien und eine 
mögliche Aufnahme in die EU-Taxonomie 
gibt ihr einen grünen Anstrich und verdeckt 
jede Verantwortung für weltweite Umwelt-
zerstörungen und soziale Krisen. Umso 
alarmierender ist es, dass diese Entwick-
lung nicht nur für konventionelle Rüstung 
gilt, sondern auch Unternehmen in der 
Atomwaffenproduktion davon profitieren. 
Denn die Neuinterpretation der ESMA für 
die ESG-Kriterien schließt nur völkerrecht-
lich geächtete Waffensysteme aus und 
dazu gehören Atomwaffen aktuell noch 
nicht. 

Unternehmen, die an der Atomwaffen-
produktion beteiligt sind, können also in 
„nachhaltige“ Geldanlagen aufgenommen 
werden. Das kann dazu führen, dass selbst 
Menschen, die ihr Geld nach ethischen 
und ökologischen Standards investieren 
möchten, letztlich Waffen mitfinanzieren, 
deren Einsatz völkerrechtswidrig wäre und 
die weltweit massive soziale und ökologi-
sche Krisen verursacht haben. Dies wird 
auch dadurch wahrscheinlich, dass kon-
ventionelle und nukleare Rüstungsindustrie 
oft nicht vollständig voneinander trennbar 
sind. Ein Beispiel bietet hier der dänische 

Pensionsfonds, der die Entscheidung, 
wieder in Rüstungsfirmen wie Airbus und 
Boeing zu investieren, damit begründete, 
dass nur ein kleiner Teil der Gewinne die-
ser Firmen aus der Atomwaffenproduktion 
stamme. Allein Boeing hält Verträge für die 
Produktion von Atomwaffen und ihrer Infra-
struktur über mehrere Milliarden Dollar. Die 
Airbus Group ist Hauptauftragnehmerin für 
die atomar bestückten Raketen des fran-
zösischen Atomwaffenarsenals. In Anbe-
tracht der Ankündigung des französischen 
Präsidenten Macron, das Arsenal seines 
Landes auszubauen, dürften die Gewinne 
der Airbus Group aus diesem Geschäfts-
zweig ansteigen. Bei den deutschen Fi-
nanzunternehmen ist besonders die Allianz 
zu nennen, welche bereits in den vergan-
genen „Don’t Bank on the Bomb“-Reports 
als Investorin auftauchte, nun aber oben-
drein Unternehmen aus der Rüstung- und 
Atomwaffenindustrie in ihre ESG-Fonds 
aufnahm. 

Das Engagement für die Ächtung von 
Atomwaffen und den UN-Atomwaffenver-
botsvertrag (AVV) gewinnt auf diese Wei-
se weiter an Bedeutung. Denn seit dem 
Inkrafttreten des AVV sank die Zahl der 
Finanzinstitutionen, die in die Atomwaffen-

industrie investieren, um etwa ein Viertel. 
Und auch die Platform on Sustainable Fi-
nance, die die EU-Kommission zu nachhal-
tiger Finanzpolitik berät, nennt den AVV als 
zu berücksichtigenden Vertrag für die EU-
Taxonomie. Der wachsende Zuspruch für 
den Vertrag stärkt diese Entwicklung. Den-
noch bleibt die Arbeit mit Investor*innen 
wichtig. Und auch Privatpersonen sollten 
sich ihrer Macht als Verbraucher*innen be-
wusst sein und prüfen, ob die eigene Bank 
und die eigenen Geldanlagen ökologische 
und soziale Standards erfüllen, die Rüstung 
und Atomwaffen ausschließen. 

Die Verwässerung der ESG-Kriterien öffnet 
Rüstungsunternehmen nicht nur den Zu-
gang zu weiterem Kapital, sondern verleiht 
ihnen auch Legitimität für den Handel mit 
Massenvernichtungswaffen – Waffen, die 
ganze Gesellschaften zerstören und Öko-
systeme für Generationen belasten. Diese 
Neuinterpretation von Nachhaltigkeit in Fi-
nanzprodukten muss öffentlich diskutiert 
und von Verbraucher*innen entschlossen 
abgelehnt werden, damit der nächste Re-
port wieder einen Rückgang der Investitio-
nen in Atomwaffen zeigt.

Den Report „Investing in the Arms Race“ 
finden Sie hier: dontbankonthebomb.com

Juliane Hauschulz 
ist Referentin für 

atomare Abrüstung 
der IPPNW.
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D
ie Stimmung vor Ort ist angespannt. Die Konferenz wird 
von intensiven geopolitischen Spannungen bestimmt 
und ist, wie die Abrüstungsorganisation „Reaching Cri-
tical Will“ treffend analysiert, von „Gaslighting“ durch 

die Atommächte geprägt, das dringend notwendige Abrüstungs-
bemühungen überschattet. Die Debatten sind aufgeheizt und von 
gegenseitigen Vorwürfen bestimmt.

Zentrale Konflikte spiegeln sich unmittelbar in den Diskussionen 
wider: der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine, die israe-
lisch-amerikanischen Angriffe auf den Iran und dessen Atompro-
gramm sowie die gegenseitigen Angriffe Indiens und Pakistans. 
Gleichzeitig stehen die anhaltenden Kriegsverbrechen in Gaza im 
Raum. Während Palästina als Vertragsstaat vertreten ist, trat Israel 
dem NVV nie bei.

Große Aufmerksamkeit erhält zudem der Vertrag über das um-
fassende Verbot von Nuklearversuchen (CTBT). Nachdem Donald 
Trump Ende 2025 erneut mit einer Wiederaufnahme von Atom-
waffentests gedroht hatte, fordern viele Staaten nun verstärkt die 
Ratifikation des Vertrags durch die verbleibenden Annex-II-Staa-
ten: Ägypten, China, Iran, Israel und die USA sowie den Beitritt 
Indiens, Pakistans und Nordkoreas.

Dass die Erwartungen an die diesjährige Überprüfungskonferenz 
gering sind, hat auch mit den Erfahrungen der vergangenen Jah-
re zu tun. Schon die neunte und zehnte Überprüfungskonferenz 
endeten nach vier Wochen Verhandlungen ohne Abschlussdo-
kument. Russland blockierte 2022 als einziger Vertragsstaat den 
Konsens wegen Formulierungen zu den Kampfhandlungen rund 
um das ukrainische Atomkraftwerk Saporischschja. Bereits dort 
zeigte sich, wie sehr geopolitische Konflikte multilaterale Abrüs-
tungsdiplomatie lähmen.

Auch in diesem Jahr prägen statt konstruktiver Arbeit gegenseitige 
Schuldzuweisungen der Atomwaffenstaaten die Debatten. Denn 
die P5, die fünf ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats der Ver-

einten Nationen und offiziell anerkannten Atomwaffenstaaten laut 
NVV, rüsten auf. Sie halten an nuklearer Abschreckung fest und 
untergraben damit eine der drei zentralen Säulen des Vertrags: 
die nukleare Abrüstung. Zwar wird das Ziel einer atomwaffenfreien 
Welt weiterhin gebetsmühlenartig beschworen, faktische Abrüs-
tungsschritte bleiben jedoch aus.

B esonders deutlich wird diese Widersprüchlichkeit beim Be-
griff der „strategischen Stabilität“. Im gemeinsamen NATO-

Statement begrüßten die Verbündeten ausdrücklich die Bemü-
hungen der USA um „multilaterale strategische Stabilität“. In der 
Nuklearpolitik bedeutet dies ein Gleichgewicht nuklearer Ab-
schreckung, bei dem keine Seite glaubt, durch einen Erstschlag 
gewinnen zu können. Sicherheit wird also weiterhin über die Fä-
higkeit zur gegenseitigen Vernichtung definiert.

Gleichzeitig verurteilen die Atomwaffenstaaten die Aufrüstung 
ihrer jeweiligen Gegner*innen, während sie die Modernisierung 
der eigenen Arsenale als notwendige Reaktion legitimieren. Statt 
konkreter Vereinbarungen zur Abrüstung entsteht so eine Spirale 
gegenseitiger nuklearer Rechtfertigung.

Auch Deutschland spielt dabei eine Rolle. Die Bundesregierung 
hält an der nuklearen Teilhabe im Rahmen der NATO fest und 
sucht gleichzeitig eine stärkere Einbindung unter einem französi-
schen Nuklearschirm. Außenminister Johann Wadephul hatte laut 
Tagesschau ursprünglich angekündigt, selbst an der Überprü-
fungskonferenz teilzunehmen, um dem NVV „universale Geltung 
zu verschaffen“, wurde letztlich jedoch von Staatssekretär Bern-
hard Kotsch vertreten, dessen Rede kaum neue Impulse bot.

Die Bundesregierung fokussiert sich vor allem auf Risikoreduzie-
rung, Monitoring und Verifikation. Beispiel dafür ist das neue, vom 
Auswärtigen Amt geförderte Forschungsprojekt EXPAND, das sich 
mit technologischen Grundlagen und Mechanismen zukünftiger 
nuklearer Abrüstungsüberprüfung beschäftigt. Solche Initiativen 
zeigen zwar, dass technische Fragen der Abrüstung ernst genom-

Ein Zwischenruf aus New York
NVV-Überprüfungskonferenz: Nukleare Abrüstung gerät zunehmend in den Hintergrund

Während im UN-Hauptquartier die elfte Überprüfungskonferenz des Nichtverbreitungsvertrags (NVV) 
tagt, klafft die Schere zwischen diplomatischer Rhetorik und rüstungspolitischer Realität so weit aus-
einander wie selten zuvor. Im Schatten globaler Krisen präsentieren sich die Atomwaffenstaaten einmal 
mehr als Bewahrer eines Status quo, der faktisch ein neues, gefährliches Wettrüsten legitimiert. 

ATOMWAFFEN
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men werden. Sie können jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass konkrete politische Abrüstungsschritte weiterhin ausbleiben. 
Zudem wird Deutschlands Haltung zum Atomwaffenverbotsver-
trag (AVV) von vielen Staaten und zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen kritisch gesehen. Nachdem die Bundesregierung an den 
ersten Staatenkonferenz des Vertrags noch als Beobachterin teil-
genommen hatte, blieb sie dem letzten Treffen fern. Viele bewer-
ten dies als bewussten politischen Boykott des AVV.

Dem entgegen stehen die starken Stimmen der AVV-Mitglieds-
staaten. Staaten wie Österreich, Irland, Südafrika oder Mexiko 
traten auf der Konferenz als deutliche Fürsprecher*innen für 
Multilateralismus und einen erfolgreichen Überprüfungsprozess 
auf. Immer wieder erinnerten sie die Atomwaffenstaaten an ihre 
Abrüstungsverpflichtungen aus Artikel VI des NVV und machten 
deutlich, dass nukleare Abschreckung keine nachhaltige Sicher-
heitsstrategie sein kann.

E ine zentrale Rolle spielt auch die Zivilgesellschaft. Allen voran 
die Hibakusha, Überlebende der Atombombenabwürfe auf 

Hiroshima und Nagasaki sowie der Atomwaffentests, erinnern mit 
ihren Berichten eindrucksvoll an die katastrophalen humanitären 
Folgen dieser Waffen. Und auch das Thema Gender bliebe ohne 
die Zivilgesellschaft bloß Randnotiz. So verdeutlichten vor allem 
zivilgesellschaftliche Organisationen in einem gemeinsamen, von 
Ray Acheson präsentierten Statement den Zusammenhang zwi-
schen nuklearer Aufrüstung, autoritären Machtansprüchen und 
zunehmenden Angriffen auf Geschlechtergerechtigkeit weltweit. 
Atomwaffen dienten demnach nicht nur militärischer Abschre-
ckung, sondern seien Ausdruck eines Sicherheitsverständnisses, 
das auf Dominanz, Kontrolle und Gewalt beruht. Abrüstung ist 
deshalb auch eine Frage von Demokratie, Gleichberechtigung und 
globaler Gerechtigkeit.

Auch die europäischen ICAN-Partnerorganisationen bezogen mit 
einer gemeinsamen Erklärung Stellung. Seit Jahren warnt die In-
ternationale Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen vor den 
Risiken und Auswirkungen nuklearer Aufrüstung. Für die Konfe-
renz schrieben Juliane Hauschulz von der IPPNW Deutschland 
und Jean-Marie Collin von ICAN Frankreich eine Rede, die von 
62 europäischen Organisationen unterstützt wurde. In dieser er-
klärten sie: „Lassen Sie uns eines klarstellen: Atomwaffen stellen 
ebenso wie die Klimakrise eine existenzielle Bedrohung für das 
Überleben der Menschheit dar.“

Ob sich die NVV-Mitgliedstaaten in diesem Jahr auf ein gemeinsa-
mes Abschlussdokument einigen können, bleibt abzuwarten. Die 
tiefen Konfliktgräben zwischen den Staaten lassen derzeit kaum 
darauf schließen. Teilweise wird ein offizielles Ergebnis hinter den 
Kulissen nicht einmal mehr als zentrales Ziel betrachtet.

D abei geraten wichtige Fragen zunehmend in den Hinter-
grund: konkrete Abrüstungsschritte, Opferhilfe für Betroffene 

von Atomwaffeneinsätzen und -tests sowie die Umweltsanierung 
kontaminierter Gebiete. Stattdessen dominiert weiterhin die Logik 
nuklearer Abschreckung und Zementierung bestehender Macht-
verhältnisse. Die Idee, es gäbe verantwortungsvolle und nicht 
verantwortungsvolle Atomwaffenstaaten, offenbart dabei eine tief 
sitzende Doppelmoral. Denn für eine inhärent falsche Waffe gibt 
es letztlich keine richtige Hand.

Weitere Informationen der Internationalen Kampagne zur  
Abschaffung von Atomwaffen finden Sie unter: www.icanw.de

 
 

JANINA RÜTHER UND AICHA KHEINETTE VON ICAN DEUTSCHLAND  
HABEN DIE ÜBRPRÜFUNGSKONFERENZ BEGLEITET.
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Zwischen Rhetorik und Realität 
Wie Staaten mit Worthülsen die Abrüstung blockieren

D
er Nukleare Nichtverbreitungs-
vertrag (NVV) galt jahrzehnte-
lang als Fundament der inter-
nationalen Sicherheitsordnung. 

Sein Kernversprechen war eindeutig: Staa-
ten ohne Atomwaffen verzichten dauerhaft 
auf deren Entwicklung und im Gegenzug 
verpflichten sich die Staaten, die zum Zeit-
punkt der Verhandlungen bereits Atom-
waffen hatten, zur vollständigen nuklearen 
Abrüstung. Dieses Versprechen wird von 
den Atomwaffenstaaten und ihren Verbün-
deten heute gerne als bloße Vision formu-
liert – doch niedergeschrieben ist es als 
politischer und rechtlicher Auftrag.
 
Es ist kein Zufall, dass dieser Auftrag aus 
dem NVV hervorgeht. Mit dem Vertrag 
verzichteten die Nichtatomwaffenstaaten 
darauf, den bereits damals als machtvoll 
geltenden Status eines Atomwaffenstaats 
anzustreben. Dafür wollten sie eine Gegen-
leistung, nämlich das Abschaffen genau 
jenes Machtstatus. Diese Forderung wur-
de deutlich formuliert und, wie deklassi-
fizierte Verhandlungsdokumente zeigen, 
auch als zentrale Prämisse von den Atom-
waffenstaaten wahrgenommen. Ohne die 
Verpflichtung zur vollständigen nuklearen 
Abrüstung wäre der Nichtverbreitungsver-
trag also nicht zustande gekommen.

Dennoch existieren heute, 56 Jahre spä-
ter, immer noch mehr als 12.000 Atom-
waffen weltweit. Die Gegenwart ist geprägt 
von massive Investitionen in die nuklearen 
Arsenale und eine zerfallende internatio-
nale Rüstungskontrollarchitektur. Während 
die überwältigende Mehrheit der Vertrags-

staaten ihre Verpflichtungen einhält, drü-
cken sich die Atomwaffenstaaten um das 
Einlösen ihres Versprechens und werden 
dabei von ihren Verbündeten gedeckt. Auf 
den Konferenzen der Vertragsstaaten hat 
sich eine Art eigene Liturgie entwickelt, ein 
Universalskript für Statements, das Wort-
hülsen beinhaltet, die vage positiv klingen 
sowie Stilmittel, die mögliche Schuldzu-
weisungen direkt an Dritte weitergeben. 

Bereits seit Jahrzehnten wiederholen so 
Staaten auf den Überprüfungskonferen-
zen des NVV dieselben Formeln: Man sei 
„vollständig verpflichtet“ zu einer atomwaf-
fenfreien Welt, wolle „realistische Schritte“ 
verfolgen und setze auf „Risikoreduzie-
rung“. Doch konkrete Abrüstung bleibt 
aus. Stattdessen entstehen immer neue 
Initiativen, Arbeitsgruppen, Dialogformate 
und Transparenzmechanismen, die Akti-
vität erzeugen, ohne die Zahl der Waffen 
tatsächlich zu reduzieren.

R isikoreduzierung ist dabei zwar sinn-
voll und notwendig. Hotlines, In-

formationsaustausch oder militärische 
Vertrauensbildung können Eskalationen 
verhindern. Doch sie ersetzen keine Ab-
rüstung. Sie erfüllen nicht das Verspre-
chen des Nichtverbreitungsvertrags.

Der Grund für die fehlende konkrete Ab-
rüstung ist im Universalskript des NVV 
schnell gefunden: die Verfehlungen ande-
rer Staaten und die internationale Sicher-
heitslage. Diese sei aktuell einfach zu ge-
fährlich für Fortschritte bei der Abrüstung. 
Ein gutes Beispiel ist die Rede Deutsch-

lands bei der elften Überprüfungskonfe-
renz des Vertrags: „Unser heutiges Sicher-
heitsumfeld hat sich jedoch dramatisch 
verändert. Russlands Angriffskrieg und 
seine feindselige Rhetorik machen eine 
glaubwürdige Abschreckungshaltung der 
NATO notwendiger denn je, einschließlich 
ihrer nuklearen Dimension […].“

S o wird die internationale Sicherheit zu 
einer Art Wetterlage, die einfach über 

Staaten hereinbricht. Tatsächlich aber ent-
steht sie durch politische Entscheidungen 
selbst: durch nukleare Aufrüstung, Mo-
dernisierung von Arsenalen und die fort-
gesetzte Abhängigkeit von Abschreckung. 
Wer die Sicherheitslage als Hindernis für 
Abrüstung beschreibt, ignoriert damit, 
dass genau diese Politik die Unsicherheit 
überhaupt erst produziert.

Dabei zeigt bereits ein Blick auf die Entste-
hungsgeschichte des NVV die Absurdität 
dieser Argumentation: Denn der Vertrag 
entstand nicht in einer Zeit der Stabilität, 
sondern mitten im Kalten Krieg. Die Kuba-
krise hatte die Welt wenige Jahre zuvor an 
den Rand eines Atomkriegs gebracht. Die 
USA und die Sowjetunion verfügten über 
zehntausende Sprengköpfe, China war ge-
rade zum Atomwaffenstaat geworden, und 
zahlreiche weitere Staaten erwogen eigene 
Programme. Gerade diese extreme Unsi-
cherheit war damals das Argument für Ab-
rüstung – nicht dagegen.

Doch die Geschichte scheint vergessen. 
Besonders auffällig ist die Entwicklung in 
Europa, die Widersprüchlichkeit offizieller 

ATOMWAFFEN
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Statements wird immer extremer. Während 
Regierungen auf internationalen Konfe-
renzen ihre Unterstützung für Abrüstung 
betonen und dass sie sich den Zielen des 
NVV „vollständig verpflichten“, wächst pa-
rallel die politische Begeisterung für nuk-
leare Abschreckung. Mehrere europäische 
Regierungschefs sprechen inzwischen of-
fen über eine Kooperation in der Atomwaf-
fenpolitik mit Frankreich oder sogar eigene 
nukleare Fähigkeiten:

„Ich habe vertrauliche Gespräche mit 
dem französischen Präsidenten Emma-
nuel Macron über die europäische nu-
kleare Abschreckung aufgenommen“  
(Friedrich Merz, deutscher Bundeskanzler) 

„Es ist nicht ausreichend, dass Frank-
reich die einzige Atommacht in der EU 
ist.“ (Bart De Wever, Premierminister von 
Belgien)

„Wir sollten die fortschrittlichsten Fä-
higkeiten anstreben, einschließlich nu-
klearer und moderner unkonventioneller 
Waffen.“ (Donald Tusk, Ministerpräsident 
von Polen)

Frankreich liefert ebenfalls ein deutliches 
Beispiel für die Diskrepanz in den eigenen 
Aussagen. Präsident Emmanuel Macron 
kündigte 2026 an, die Zahl der französi-
schen Atomsprengköpfe zu erhöhen und 
künftig keine Transparenz über das Arse-
nal mehr herzustellen. Gleichzeitig betont 
Frankreich auf der 11. Überprüfungskon-
ferenz, dass es die drei Säulen des NVV 
(Nichtverbreitung, Abrüstung und fried-

liche Nutzung von Kernenergie) „verteidi-
gen will, in der Überzeugung, dass es kei-
ne Alternative – weder eine mögliche noch 
eine wünschenswerte – zur vollständigen 
Einhaltung dieses Vertrags gibt.“

Aus dieser Doppelbödigkeit 
entsteht eine gefährliche politi-
sche Dynamik. Einerseits, weil 
die öffentliche Verteidigung der 
nuklearen Abschreckung als Si-
cherheitsgarantie Proliferation 
wahrscheinlicher macht. Ande-
rerseits, weil die Atomwaffen-
staaten und ihre Verbündeten 
mit ihrer einstudierten rhetori-
schen Choreografie das wichtige 
Forum des Nichtverbreitungsver-
trags aushöhlen. Denn die Mehrheit der 
Vertragsstaaten ist zunehmend frustriert, 
dass das Versprechend des NVV nicht 
eingelöst wird.

Diesen Frust nutzten die Staaten 2017 für 
eine positive Entwicklung: eine Mehrheit 
der UN-Mitgliedstaaten verabschiedete 
den Vertrag über das Verbot von Atomwaf-
fen (AVV). Inzwischen haben ihn 99 Staa-
ten unterzeichnet oder sind beigetreten.

D er Verbotsvertrag zwingt Staaten 
dazu, sich klar zu positionieren: Un-

terstützen sie die vollständige Abschaf-
fung von Atomwaffen – oder akzeptieren 
sie deren dauerhafte Existenz? Die bis-
herige Ambivalenz, Abrüstung rhetorisch 
zu befürworten und gleichzeitig nukleare 
Abschreckung politisch zu stärken, wird 
dadurch zunehmend schwieriger.

Die internationale Gemeinschaft kann 
nicht länger auf besseres geopolitisches 
Wetter warten. Schon die Architekt*innen 
des Nichtverbreitungvertrags verstanden, 
dass Sicherheit nur durch die vollständige 

Beseitigung von Atomwaf-
fen entsteht. Die Atomwaf-
fenstaaten und ihre Ver-
bündeten sind deshalb an 
der Reihe, ihr Universal-
skript der leeren Worthül-
sen beiseite zu legen und 
endlich an konkreten Ab-
rüstungsschritten zu ar- 
beiten. 

Dieser Text beruht auf 
dem Inhalt des „Cor-

nerstone Report“, den ICAN und PAX 
anlässlich der 11. Überprüfungskonfe-
renz des NVV veröffentlicht haben. Der 
Report bietet einen guten Überblick über 
die Entstehungsgeschichte des NVV, die 
rhetorischen Mittel des Universalskripts 
und die kontraproduktiven Entwicklun-
gen in Europa: ippnw.de/bit/cornerstone

Juliane Hauschulz 
ist Referentin für 

atomare Abrüstung 
der IPPNW.
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A
m 7. April 2026 stellte US-Präsident Donald Trump dem 
Iran ein Ultimatum: Entweder der Iran schließe bis 20 Uhr 
US-Ostküstenzeit it den USA ein Abkommen zur Beendi-
gung des Krieges, oder „eine ganze Zivilisation wird heute 

Nacht sterben und niemals wieder zurückkommen“. Trumps Rhe-
torik ist zwar häufig übertrieben, doch hat es sich diesmal um eine 
ernsthafte Drohung gehandelt, Atomwaffen einzusetzen? Einige hal-
ten es für eine Verhandlungstaktik, andere verurteilen Trumps An-
kündigung als verhüllte nukleare Drohung. Die Reaktion des Weißen 
Hauses in den sozialen Medien bestand darin, dies zu bestreiten. 
Andererseits war sich die Pressesprecherin Karoline Leavitt nicht 
ganz sicher und antwortete auf die Frage, ob es sich tatsächlich um 
eine nukleare Drohung handele: „Nur der Präsident weiß, wie die 
Lage ist und was er tun wird.“

Nukleare Abschreckung nutzt Mehrdeutigkeit als Funktionsprin-
zip. Es ist unüblich, dass ein Staatsführer direkt mit dem Einsatz 
von Atomwaffen droht. In der Vergangenheit dienten Formulie-
rungen wie „alle Optionen liegen auf dem Tisch“, „alle uns zur 
Verfügung stehenden Mittel einsetzen“ oder „Feuer und Zorn wie 
noch nie zuvor“ dazu, einem Gegner zu signalisieren, dass ein 
nuklearer Schlag möglich ist. Donald Trump hat auch gegenüber 
Nordkorea eine ähnliche Rhetorik verwendet, während Russ-
lands Führung ihre Gegner oft einfach daran erinnert hat, dass 
sie Atomwaffen besitze.

Im Fall des Iran hat Trump jedoch eine Formulierung verwendet, 
die den möglichen Einsatz von Atomwaffen gegen einen Nicht-
Atomwaffenstaat als Verhandlungsposition andeutet. J. D. Van-
ce goss zusätzlich Öl ins Feuer, indem er sagte, die USA hätten 
„Werkzeuge in unserem Werkzeugkasten, die wir bisher entschie-
den haben, nicht einzusetzen“. Diese Drohungen werden nicht 
ausgesprochen, um einen Gegner davon abzuhalten, Atomwaffen 
gegen die USA einzusetzen. Unabhängig von der diskutierten Zeit-
schiene, wann oder ob Iran genügend Material für den Bau einer 
Atombombe hat, bleibt die Tatsache klar: Iran hat sein spaltbares 
Material bislang nicht waffenfähig gemacht und ist weiterhin Mit-
glied des Nichtverbreitungsvertrags (NVV). In der neuesten Liste 
von Verhandlungsforderungen, die den Medien vorgelegt und von 

Karoline Leavitt als von den US-Forderungen abweichend zurück-
gewiesen wurde, erklärte der Iran erneut kategorisch, keine Atom-
waffen bauen zu wollen. Selbst die US-Geheimdienste waren sich 
schon vor den Angriffen im vergangenen Jahr auf Irans nukleare 
Infrastruktur einig, dass das Land weder im Besitz einer Atom-
waffe ist, noch in naher Zukunft die Fähigkeit hat, eine zu bauen.

Glücklicherweise wurde die Ernsthaftigkeit der Drohung, ein Land 
„in einer Nacht“ auszulöschen, nicht auf die Probe gestellt, da 
das Eingreifen Pakistans und anderer die Notwendigkeit auf-
schob. Eine Art zweiwöchiger „Waffenstillstand“ wurde verein-
bart. Dennoch sind sich die Parteien schon über die Bedingun-
gen des Waffenstillstands uneinig, von Verhandlungen über ein 
Ende des Krieges ist noch gar nicht die Rede.

Darüber hinaus hat Trump die Drohkulisse aufrechterhalten und 
erklärt, dass, falls Iran seinen Bedingungen nicht zustimme, „die 
Schießerei beginne“, in seiner typischen Wildwest-Rhetorik. Die-
se jüngste Drohung ist jedoch schwächer als die mit der Vernich-
tung einer Zivilisation. Vielleicht hat die Verurteilung sowohl durch 
den UN-Generalsekretär als auch durch den Papst ihn erkennen 
lassen, dass Drohungen mit dem Einsatz von Atomwaffen wenig 
Beifall bekommen und seine Zustimmungswerte weiter sinken 
könnten? Es ist schwer zu sagen. Selbst er sagte: „Wer weiß?“ 
und „Ich will nicht, dass es passiert, aber es wird wahrschein-
lich passieren“, was irgendwie andeutet, dass nicht er, sondern 
jemand anderes verantwortlich wäre, wenn er den Befehl zum 
nuklearen Angriff geben müsste.

Es ist möglich, dass Trump bewusst eine Seite aus Nixons Strate-
gie übernimmt, die später als „Madman-Theorie“ bezeichnet wur-
de. Die Idee dahinter war, die Glaubwürdigkeit eines möglichen 
Atomwaffeneinsatzes zu erhöhen und damit die abschreckende 
Wirkung zu verstärken, indem man irrational oder explosiv er-
scheint. Der Gegner würde eher nachgeben, wenn er den Anfüh-
rer als unberechenbar einschätzt. Da das Konzept der nuklearen 
Abschreckung auf der Annahme basiert, dass alle Akteure ratio-
nal handeln, verschafft dies dem „Verrückten“ einen Vorteil, da er 
sich nicht von dem Einsatz abschrecken lässt.

War Trumps nukleare Drohung ernst gemeint?
Die zunehmende Vernichtungsrhetorik untergräbt das nukleare Tabu

ATOMWAFFEN
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Im Fall des iranischen Regimes hat sich vielleicht keine „verrück-
te“ Irrationalität gezeigt, wohl aber eine hohe Widerstandsfähig-
keit gegenüber jeglichem Druck. Der innerstaatliche Umgang mit 
Menschenrechten sowie die regionale Unterstützung bewaffneter 
Rebellengruppen zeigen auch, wie gering das Interesse an der 
Einhaltung internationaler Regeln und Normen ist. Trumps Dro-
hung könnte als Ausdruck von Frustration interpretiert werden, 
dass die iranische Regierung ihre Position trotz militärischer Vor-
teile der USA und Israels nicht verändert hat und weiterhin ent-
schlossen an ihren Forderungen festhält. Als Regime kämpft sie 
um ihr Überleben und könnte denselben Weg einschlagen wie 
die israelische Politik – die Samson-Option –, also im Grunde den 
ganzen Tempel mit sich zu Fall zu bringen. Der Iran jedoch wird 
keine Atomwaffen einsetzen, weil er keine hat. Diejenigen, die 
sich ein Ende des Regimes wünschen, könnten ihren Wunsch 
erfüllt sehen – auf die Gefahr hin, dass der Iran Opfer einer (mög-
licherweise nuklearen) Katastrophe wird, da er nicht nur gegen 
einen, sondern gegen zwei Atomwaffenstaaten kämpft.

Auftreten und Rhetorik sind nicht die einzigen Maßstäbe für die 
Glaubwürdigkeit einer Drohung. Die Verlegung taktischer Atom-
waffen in Reichweite, das öffentliche Vorführen von Raketen und 
deren Tests sind Mittel, mit denen Atomwaffenstaaten signalisie-
ren können, dass sie im Ernstfall bereit wären, Atomwaffen ein-
zusetzen. Im Vereinigten Königreich müssen angehende Premier-
minister*innen Briefe an die Kommandeure der patrouillierenden 
Atom-U-Boote verfassen – als eine Art Test ihrer Bereitschaft, 
den Befehl zum Einsatz von Atomwaffen zu geben. Während Prä-
sidentschaftswahlkämpfen werden Kandidat*innen oft befragt, 
ob sie bereit seien, gegebenenfalls einen Atomkrieg zu beginnen. 
Nur diejenigen, die die Frage bejahen, haben eine Chance. 

Die Gegenfrage wird jedoch kaum gestellt: ob ein*e Kandidat*in 
versuchen würde, eine Atomkatastrophe um jeden Preis zu vermei-
den. Die USA müssen ihr Atomarsenal jedoch nicht demonstrativ 
zur Schau stellen. Sie verfügen über globale Schlagkraft durch ihre 
interkontinentalen strategischen nuklearen ballistischen Raketen. 
Israel besitzt taktische Atomwaffen. Jede nukleare Drohrheto-
rik von Donald Trump wird durch diese Realitäten untermauert.

Der Einsatz von Atomwaffen galt bis vor kurzem als Tabu. Die 
Internationale Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen warn-
te, dass eine zunehmende Verwendung nuklearer Droh-Rhetorik 
zur „Normalisierung“ der Einsatzidee führen und dieses Tabu 
untergraben würde. Sie forderte – ebenso wie die Mitgliedstaaten 
des Atomwaffenverbotsvertrages (AVV) bei ihrem ersten Treffen 
in Wien 2022 – die Verurteilung solcher Drohungen. Da dabei 
keine konkreten Länder genannt wurden, äußerten NATO-Staaten 
ihren Unmut darüber, dass Russland nicht ausdrücklich verurteilt 
wurde. 

Nun hat sich das Blatt gewendet, und ein NATO-Verbündeter 
droht mit der Vernichtung eines nicht-nuklearen souveränen Staa-
tes. Die Verbündeten bleiben auffallend still, obwohl das NATO-
Mitglied Spanien gemeinsam mit anderen europäischen Ländern 
den USA untersagt hat, Militärflugzeuge durch seinen Luftraum 
fliegen zu lassen, um Iran anzugreifen. Italien verweigerte den 
USA zudem die Nutzung eines wichtigen Stützpunkts auf Sizilien, 
und auch Frankreich hat US-Flugzeugen mit militärischen Liefe-
rungen für Israel die Landung untersagt. All dies waren jedoch 
Reaktionen auf den Krieg an sich und nicht auf die Drohung einer 
nuklearen Eskalation. Bis heute gibt es keine öffentlich dokumen-
tierten Verurteilungen von Trumps Drohung vom 7. April 2026 
durch NATO-Verbündete. 

Mehr auf Atomwaffen A-Z:  
www.atomwaffena-z.info

Xanthe Hall ist ehemalige Abrüs-
tungsreferentin und Geschäfts-

stellenleiterin der IPPNW.
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D
ie internationale IPPNW hat zu 
Beginn dieses Jahres eine span-
nende neue Initiative gestartet: 
den „IPPNW Global Classroom“. 

Dabei handelt es sich um ein zehnmona-
tiges, interaktives Online-Programm, das 
Medizinstudierende, junge Aktivist*innen 
und alle, die ein tieferes Verständnis für 
die Gefahren von Atomwaffen erlangen 
möchten, weiterbilden soll. Das Programm 
entstand als direkte Reaktion auf die Be-
dürfnisse der Community – insbesondere 
junger Menschen, die nach Einstiegsmög-
lichkeiten suchen. Es bietet einen umfas-
senden Überblick über die humanitären 
und ökologischen Folgen von Atomwaffen 
sowie die Werkzeuge, die uns helfen, den 
Abgrund zu vermeiden.

Die Resonanz war bemerkenswert und 
zeigt, dass es uns gelingt, auf diese Weise 
eine Lücke zu schließen. Trotz vergleichs-
weise begrenzter Öffentlichkeitsarbeit 
haben sich bereits über 350 Teilneh-
mer*innen aus 50 Ländern registriert – 
darunter auch aus sieben der neun Atom-
waffenstaaten. Zu Beginn der Fortbildung 
gaben nur 23 Prozent der Befragten an, 
dass sie sich kompetent fühlten, fundiert 
über Atomwaffenrisiken zu sprechen. Das 
unterstreicht genau, warum dieses Pro-
gramm so wichtig ist. Der südafrikanische 
UN-Botschafter Xolisa Mabhongo, Vorsit-
zender der bevorstehenden TPNW-Über-
prüfungskonferenz, brachte es bei der Er-
öffnung des „Global Classroom“ auf den 
Punkt:

„Es kann nicht oft genug betont werden, 
wie groß der Bedarf an Aufklärung über 
Abrüstung und Nichtverbreitung sowie 
kritischen Informationen insbesondere 
bei jungen Menschen ist. Angesichts der 
eskalierenden geopolitischen Spannun-
gen und der wachsenden Möglichkeit eines 
Atomwaffeneinsatzes war dies nie dringen-
der. Durch diese Seminarreihe erhalten jun-

ge Menschen – die kommende Generation 
von Führungskräften – die Werkzeuge, Er-
fahrungen und die Möglichkeit, neue Pers-
pektiven und innovative Ideen einzubringen, 
um die Bemühungen um nukleare Abrüs-
tung zu stärken.“

Genau das möchte der „Global Classroom“ 
leisten. Das Programm ist mehr als ein pas-
siver Lernraum: Es bietet jungen Führungs-
persönlichkeiten aktiv eine Plattform – über 
40 Prozent der Referent*innen waren unter 
35 Jahren – und schließt jede Sitzung mit 
einem konkreten Aufruf zum Handeln ab. 
Unser Ziel ist es, eine neue Generation 
von Fürsprecher*innen zu stärken und zu 
fördern, die sich den zahlreichen IPPNW-
Ärzt*innen anschließen, die die Debatte 
über die Abschaffung von Atomwaffen welt-
weit vorantreiben.

Im Dezember 2026 wird der „Global Class-
room“ bei der Überprüfungskonferenz zum 
Atomwaffenverbot seinen Höhepunkt fin-
den: Wir wollen ein aktualisiertes Kampa-
gnen-Kit zu den humanitären Folgen von 
Atomwaffen herausbringen. Diese Arbeit 

wird durch die großzügige Unterstützung 
unserer Partner von Soka Gakkai Internatio-
nal (SGI) ermöglicht.

Auf der Website des „Global Classroom“ 
können Sie die Aufzeichnungen der bis-
herigen Fortbildungen anschauen (auf 
Englisch). In den nächsten Online-Modu-
len im Juni und Juli 2026 wird es um 
die gesundheitlichen Auswirkungen ioni-
sierender Strahlung und die psychischen 
Folgen von Atomwaffen gehen. Mehr 
unter: ippnw.org/global-classroom

Molly McGinty  
ist Programm- 
direktorin der 
Internationa-
len IPPNW.

Eine neue Generation für nukleare Abrüstung
Atomwaffen verstehen, Abrüstung vorantreiben: Das neue Bildungsprogramm der internationalen IPPNW

WELT

DIE ENTWICKLUNG DER GLOBALEN  
ATOMWAFFENARSENALE – AUS DEM  
VORTRAG VON MACKENZIE KNIGHT-BOYLE, 
FEDERATION OF AMERICAN SCIENTISTS
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AKTION

Jena singt für den Frieden
IPPNW-Jahrestreffen 2026

A
m Sonntag, dem 26. April 2026 haben IPPNW-Mit-
glieder gemeinsam mit Musiker*innen aus Jena ein 
Friedenskonzert auf dem Kirchplatz veranstaltet. Chöre, 
Musikgruppen und Solist*innen kamen zu einer starken 

gemeinsamen Kundgebung zusammen. An dem Singen beteilig-
ten sich zahlreiche Passant*innen, die ein Zeichen für Mensch-
lichkeit und Zusammenhalt setzten. Die Gruppe „Schulstreik 
gegen Wehrpflicht“ Jena unterstützte den Protest mit einer Rede. 
Das Konzert bildete den Abschluss des IPPNW-Jahrestreffens. 
Weitere Fotos unter: ippnw.de/bit/foto
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 GELESEN

Die Zukunft Gazas
 
„Wenn wir nicht über Gaza weinen können, worüber 
dann?“ Die norwegische Kinderpsychologin und Trau-
maexpertin Karin Glatz Brubakk zeigt, was der Krieg 
mit Menschen macht. Ihr „Tagebuch“ ist ein eindrück-
licher Bericht über das Leben der Menschen in Gaza.

D 
er 30-tägige Einsatz mit „Ärzte ohne Grenzen“ in Gaza 
im Sommer 2024 war Brubakks erster Aufenthalt in ei-
nem Kriegsgebiet. Sie berichtet über ihre Mission dort, 
schwer verletzten und traumatisierten Kindern eine 

Auszeit vom Krieg zu geben, damit diese nicht in ihrer psycho-
logischen Ausnahmesituation verharren. Mit einfachem Spielzeug 
wie Seifenblasen hilft sie ihren jungen Patient*innen, wieder zu 
atmen und zu lachen.

Einer der Patienten, dessen Geschichte sie erzählt, ist der Junge 
Adam, der bei einem israelischen Bombenangriff sein Bein verlor 
und gleichzeitig den Tod seines Vaters miterleben musste. Adam 
schläft anfangs 20 Stunden am Tag und kann nur sehr langsam 
wieder Kontakt zu anderen Menschen zulassen.

Während ihres Aufenthalts trifft Glatz Brubakk auf verletzte Kin-
der, von denen viele Amputationen oder schwere Verbrennungen 
erlitten haben. Sie stehen repräsentativ für eine ganze Genera-
tion. „Diese Kinder sind die Zukunft Gazas. Sie sind die heran-
wachsende Generation, die eines Tages das Land wiederaufbau-
en muss, das jetzt in Trümmern liegt“, so Brubakk.

Die Menschen in Gaza fühlen sich von der Welt im Stich gelas-
sen: „Wir lieben das Leben, aber das Leben liebt uns nicht“, so 
hat es einer von Brubakks Gesprächspartnern formuliert. 

Karin Glatz Brubakk hat 2025 ein weiteres Mal in Gaza gearbei-
tet. „Um eine Lösung zu finden, müssen wir das menschliche 
Leiden auf beiden Seiten verstehen. Das ist keine politische, son-
dern eine rein humane Frage – Menschen, die uns brauchen, 
nicht den Rücken zuzuwenden“, so die Autorin. 

Katrin Glatz Brubakk: Tagebuch aus Gaza. Der Bericht einer Kin-
derpsychologin über Verlust, Traumata und Hoffnung, 224 S., 
Paperback 24,- / E-Book 18,99 Euro. Westend Neu-Isenburg 
2026, ISBN 978-3-9879131-3-6
Regine Ratke

Porträt des Widerstands
 
Ein tiefgründiges Porträt antifaschistischen Wider-
stands: Hans Coppi juniors Buch „Annäherung an 
meine Eltern Hans und Hilde Coppi“ ist gerade 
in der Mischung von persönlichem Zeugnis und  
historischer Aufarbeitung überzeugend. 

H
ans Coppi, dessen Eltern in seinen ersten Lebensmo-
naten ermordet wurden, hat als Historiker deren Leben 
und ihren antifaschistischen Kampf erforscht. Hilde 
Coppi ist auch in Andreas Dresens mehrfach ausge-

zeichnetem Spielfilm „In Liebe, Eure Hilde“ (2024) porträtiert 
worden. Das Buch versammelt Vorträge des Sohnes und bisher 
unveröffentlichte Briefe der Eltern aus der Haft, die ein lebendi-
ges Bild der beiden Widerstandskämpfer*innen zeichnen. 

Hans und Hilde Coppi waren aktiv in der Widerstandsgrup-
pe „Rote Kapelle“, eigentlich ein Netzwerk von verschiedenen 
Freundeskreisen, in denen Menschen nach Möglichkeiten des 
Widerstands gegen den Nationalsozialismus suchten: ausländi-
sche Radiosender hören und Informationen weitergeben, Flug-
blätter verteilen, Klebezettel verbreiten, Verfolgten helfen, mili-
tärische Geheiminformationen an die Sowjetunion geben, auch 
wenn letzteres nicht erfolgreich war.

Besonders eindrücklich sind die eher privaten Aspekte des Le-
bens von Hans und Hilde Coppi. Hans Coppi, bereits als Jugend-
licher wegen seiner politischen Überzeugung im KZ Oranienburg 
und im Gefängnis inhaftiert, lernte Hilde Silvester 1939 kennen. 
Die beiden heirateten 1941 – doch ihr gemeinsames Glück währ-
te nur kurz. Schon 1942 wurden sie verhaftet, Hans Coppi am 
22. Dezember 1942 in Plötzensee hingerichtet. Hilde Coppi, die 
während ihrer Haft im Frauengefängnis Barnimstraße ihren Sohn 
Hans zur Welt brachte, wurde am 5. August 1943 ermordet. Die 
Briefe, die sie aus der Haft schmuggelten, zeugen von einer uner-
schütterlichen Überzeugung und einer zärtlichen Verbundenheit, 
die selbst unter den unmenschlichsten Bedingungen nicht brach.

Der Wert dieses unscheinbaren Bands besteht darin, dass er ein 
berührendes Porträt von Menschen zeichnet, die sich unter viel 
schwierigeren Bedingungen als heute gegen Faschismus und für 
Menschlichkeit und eine bessere Zukunft einsetzten.

Hans Coppi jr.: „Annäherung an meine Eltern Hans und Hilde 
Coppi“, 173 S., 15 Euro, Wedding-Bücher, Verlag Walter Frey 
Berlin 2026, ISBN 9783946327455 Marek Voigt
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6 Fragen an …
Ruth Mitchell
Neurochirurgin für Kinder und Erwachsene,  

Vorsitzende der IPPNW Australien

1 Ruth, du hast als Neurochirurgin in Gaza gearbeitet. In 
welchem Zustand ist das Gesundheitssystem dort? Das Ge-

sundheitssystem steht, wie der Rest von Gaza, praktisch unter 
Belagerung. Alle, von den Krankenhausdirektoren bis hin zum 
Reinigungspersonal, bemühen sich, das Beste aus den vorhande-
nen Mitteln zu machen. Aber das, was zur Verfügung steht, reicht 
bei weitem nicht aus für die enorme Aufgabe, eine traumatisierte 
und verletzte Bevölkerung zu versorgen, von der über die Hälfte 
immer noch auf der Flucht ist. Über eine Million Menschen in 
Gaza leben noch in Zelten. Die meisten Menschen sind mehrfach 
vertrieben worden. Das macht ihre gesundheitlichen Bedürfnisse 
sehr komplex. Die Gesundheitskräfte in Gaza leisten Erstaunli-
ches mit extrem begrenzten Ressourcen. Ich denke zum Beispiel 
an die Operationen, die ich durchgeführt habe und daran, dass 
währenddessen in beiden Krankenhäusern häufig der Strom aus-
fiel – was meine Kolleg*innen dort mit Humor nahmen.

2Wie konntest Du dort operieren? Im Al-Aqsa-Krankenhaus 
gibt es keine Mikroinstrumente für die Neurochirurgie. Im 

Al-Shifa-Krankenhaus gibt es zwar einige, aber sicherlich nicht 
genug, nicht so viele, wie man gerne hätte. Das bedeutet, dass 
Operationen an der Hirnhaut oder Eingriffe, bei denen man tief ins 
Gehirn vordringt, viel, viel schwieriger sind. Ohne diese speziellen 
Instrumente braucht es mehr Geschick, diese Operationen sicher 
durchzuführen. Weder im Al-Aqsa noch im Al-Shifa-Kranken-
haus gibt es ein Operationsmikroskop für die Neurochirurgie, kein 
Neuro-Navigationssystem – und im gesamten Gazastreifen gibt es 
keinen einzigen funktionierenden MRT-Scanner. 

3Hast du während des „Waffenstillstands“ noch viele Pa-
tient*innen behandelt? Ja, auf jeden Fall. Ich spreche von 

dem „sogenannten Waffenstillstand“, denn an den meisten Tagen 
bekam man mit, dass irgendwo im Krankenhaus ein Kind oder ein 
Erwachsener mit einem Kopfschuss eingeliefert worden war. Oder 
der in eine Explosion geraten war, die zu einer neurochirurgischen 
Verletzung geführt hat.

4Und wie kommen die palästinensischen Kolleg*innen damit 
zurecht? Angesichts dessen, was sie durchgemacht haben, 

schlagen sie sich hervorragend. Sie alle haben große Verluste er-
litten – entweder sie selbst, der Ehepartner oder eine Tante… Es 
gibt auch Menschen, die ihre gesamte Familie verloren haben 
und als einzige übrig geblieben sind. Viele meiner palästinensi-
schen Kolleg*innen leben in Zelten oder bei anderen Menschen, 
weil ihr Zuhause vollständig zerstört wurde. Und sie alle erzählten 
von Zeiten, in denen 500 Verletzte in ein Krankenhaus strömten. 
Von Zeiten, in denen sie im Krankenhaus blieben und dort drei, 
vier oder fünf Wochen am Stück lebten und arbeiteten – teils, weil 
sie nicht sicher nach Hause gelangen konnten, teils, weil es un-
unterbrochen Arbeit gab. Sie haben auch extremen Hunger erlebt.

5Du hast mir von den Angriffen auf Bildungseinrichtungen 
in Gaza erzählt... Universitäten, Krankenhäuser und Schulen 

sind zerstört worden, ebenso Bibliotheken – in einem Versuch, die 
Weitergabe von Wissen und Informationen zu unterbinden und zu 
beenden. Eine weitere Form, in der dies geschehen ist, besteht 
darin, dass erfahrene Lehrkräfte und Führungskräfte ins Visier ge-
nommen wurden. Es gibt immer noch sehr viele erfahrene Ärzt*in-
nen, die in israelischen Gefängnissen festgehalten werden. Und 
dann gibt es viele weitere Gesundheits-Fachkräfte, die ermordet 
wurden, die getötet wurden. So wurde die Weitergabe von Wissen 
und medizinischer Expertise von einer Generation zur nächsten 
erheblich untergraben. 

6Was können Gesundheitskräfte tun, um die Menschen in 
Gaza zu unterstützen? Hier in Australien haben wir zum Bei-

spiel die Möglichkeit, PANZMA zu unterstützen, eine Organisation, 
die Stipendien anbietet, damit Absolvent*innen ihr Medizinstudi-
um abschließen können. Wir können palästinensische Geflüchtete 
in Australien unterstützen. Außerdem müssen wir Druck auf die 
Regierungen ausüben, damit medizinische Güter nach Gaza trans-
portiert werden können und Menschen Gaza zur Behandlung in 
anderen Ländern wie Australien verlassen können.
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Dieser Text entstammt dem Interview, das bei www.croakey.org am 01.05.2026 erschienen ist. Das Interview führte Fiona Martin. 
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AUS DEM VORSTAND

N
ach den absolut inakzeptablen Drohungen von US-
Präsident Donald Trump mit der „Auslöschung 
der iranischen Zivilisation“ haben wir auf unserem 
IPPNW-Jahrestreffen am 24.-26. April 2026 in Jena 

von der Bundesregierung die Vereidigung von Menschlichkeit 
und Rechtsstaatlichkeit gefordert. In dem einstimmig verab-
schiedeten Antrag fordert die IPPNW von der Bundesregierung 
eine Politik der Umkehr hin zu Diplomatie, Entspannungspolitik, 
Rüstungskontrolle und Abrüstung. „Die Bundesregierung muss 
ihre Unterstützung der Kriege der USA und Israels beenden, die 
Waffenlieferungen an Israel einstellen und dem Beispiel Spani-
ens folgen und die Nutzung der US-Basen für die Kriegsführung 
gegen den Iran untersagen“, heißt es in dem Antrag (siehe S. 36).

Die zunehmende Annexion des Westjordanlandes, die humani-
täre Katastrophe in Gaza und die Repression gegen Palästinen-
ser*innen gehen ungezügelt weiter. Die Politik der Rückende-
ckung für die israelische Regierung und des „Offenhaltens von 
Kanälen“ ist gescheitert. Es kann und wird keinen gerechten 
Frieden in Nahost geben, solange kein Selbstbestimmungsrecht 
für die Palästinenser*innen verwirklicht wird, heißt es in einem 
weiteren Antrag, der auf der IPPNW-Mitgliederversammlung ver-
abschiedet wurde (alle Anträge auf S. 36f.). 

Neben weiteren Beschlüssen war ein wichtiges Thema bei dem 
IPPNW-Jahretreffen auch die Frage der eigenen finanziellen Sta-
bilität unserer IPPNW-Sektion. Deshalb haben die Mitglieder in 
Jena eine Erhöhung des Mitgliedsbeitrags von derzeit 12,50 Euro 
auf 16 Euro beschlossen, pro Jahr von 150 Euro auf 192 Euro. 
Angehörige weiterer Gesundheitsberufe, Studierende, Auszu-
bildende und Fördermitglieder zahlen weiterhin den bisherigen 
Beitrag. Wer seinen Mitgliedsbeitrag freiwillig noch weiter erhöht, 
kann einem Mitglied die Mitgliedschaft ermöglichen, das den 
Vollbeitrag nicht zahlen kann. Seit der Gründung der deutschen 
Sektion der IPPNW im Jahr 1982 wurde der Mitgliedsbeitrag für 
Vollmitglieder im Jahr 2022 nur einmal angehoben. Die Lebens-
haltungskosten sind jedoch seit 1982 um das 2,5- bis 3-fache 
gestiegen. Um die Kaufkraft von damals zu erhalten, müsste der 
Beitrag heute eigentlich bei etwa 350 Euro pro Jahr, also rund 29 
Euro pro Monat, liegen. 

Eine noch nicht abgeschlossene Diskussion betrifft die Frage, ob 
wir als deutsche IPPNW-Sektion den nächsten IPPNW-Weltkon-
gress im Jahr 2028 durchführen. Es wäre eine hervorrage Ant-
wort aus dem medizinischen Bereich auf die weltweiten Hoch-
rüstungspläne, doch muss die finanzielle Grundlage für einen 
solche Kongress noch geklärt werden.

 

Die Ankündigung des US-Präsidenten, keine neuen Marschflug-
körper in Deutschland zu stationieren, hat die IPPNW Anfang Mai 
2026 begrüßt. Sie sollte für einen Politikwechsel genutzt werden, 
statt die Entwicklung oder den Kauf eigener Mittelstreckenwaffen 
voranzutreiben. Die IPPNW hat deshalb auch die Demonstration 
am 30. Mai 2026 in Wiesbaden und das Friedensfest in Grafen-
wöhr unterstützt.

Schon knapp 1.500 Personen haben inzwischen unsere IPPNW-
Erklärung für ein ziviles Gesundheitswesen unterzeichnet. 
IPPNW-Mitglieder protestieren anlässlich der Gesundheitsmini-
sterkonferenz am 10. Juni 2026 in Hannover gegen die geplante 
Militarisierung des Gesundheitswesens.

Zur Halbzeit der Aktion „100 Mitglieder in 100 Tagen“ möchten 
wir uns schon mal bei allen Mitgliedern bedanken, die erfolgreich 
die IPPNW um neue Gesichter erweitert haben. Wir haben in-
zwischen 40 neue Mitglieder. Zudem gibt es neue IPPNW-Grup-
pen in Marburg und Hannover, sowie Bestrebungen, Regional-
gruppen neu zu beleben. Wer selbst aktiv werden möchte, kann 
sich gerne zwecks Unterstützung an die Geschäftsstelle wenden 
– auch über den Zeitraum der Aktion hinaus!

Herzliche Grüße  
Ihr Uwe Trieschmann

Dr. Uwe Trieschmann ist Mitglied im Vorstand der IPPNW.

Menschenrechte verteidigen
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JAHRESTREFFEN

V
om 24. bis 26. April 2026 fand 
in Jena das IPPNW-Jahrestreffen 
statt. Die IPPNW, die in Jena auf 
eine Tradition seit 1984 zurück-

blickt, widmete sich aktuellen Fragen von 
Krieg, Frieden und gesellschaftlicher Ver-
antwortung. Zum Auftakt betonten politi-
sche Vertreter*innen die besondere Ver-
antwortung von Medizin und Gesellschaft 
in Zeiten wachsender globaler Spannun-
gen. Die Thüringer Gesundheitsministe-
rin Katharina Schenk unterstrich, dass 
ärztliche Verantwortung nicht an der Pra-
xis- oder Kliniktür ende. Auch der Jenaer 
Bürgermeister Johannes Schleussner hob 
hervor, dass Engagement für Frieden an-
gesichts aktueller Konflikte an Bedeutung 
gewinne.

Inhaltlich standen vor allem zwei Beiträ-
ge im Mittelpunkt: Der Soziologe Prof. Dr. 
Klaus Dörre kritisierte die zunehmende 
Militarisierung von Politik und Wirtschaft. 
Aufrüstung, so seine These, werde zu-
nehmend als wirtschaftlicher Ausweg 
betrachtet, verschärfe jedoch soziale Un-
gleichheiten und gefährde langfristig den 
Sozialstaat. Die Rüstungsindustrie be-
zeichnete er als „Doppelindustrie“, die 
nicht nur Waffen produziere, sondern 
auch deren Einsatzbedingungen mit her-
vorbringe. Pazifistische Positionen seien 
daher wichtiger denn je, um Alternativen 
sichtbar zu machen.

Der Politikwissenschaftler Prof. Dr. Jo-
hannes Varwick betonte in seinem 

Vortrag die Erfolgsgeschichte der deut-
schen Entspannungspolitik der 1970er 
und 80er Jahre. Er warnte vor den Risiken 
einer direkten militärischen Konfrontation 

zwischen NATO und Russland und den 
Folgen eines verschärften Sicherheitsdi-
lemmas.

Diese zentralen friedenspolitischen The-
men stießen erwartungsgemäß bei den 
rund 120 Teilnehmenden auf großes In-
teresse und wurden lebhaft diskutiert. 
Weitere Workshops boten Raum für die 
Auseinandersetzung mit aktuellen Prob-
lemstellungen. Junge Menschen lassen 
sich heute eher über Werte und Emotio-
nen erreichen als über Daten und Fakten. 
Die IPPNW-Studierenden demonstrierten 
deshalb anhand praktischer Beispiele, wie 
sich Social Media nutzen lässt, um junge 
Menschen mit den Anliegen der IPPNW zu 
erreichen. 

Weitere Workshops beschäftigten sich 
mit der zunehmenden Militarisierung des 
Gesundheitswesens in Deutschland und 
aktuellen Entwicklungen innerhalb des 
türkisch-kurdischen Konflikts. Die huma-
nitäre Katastrophe in Palästina und im Na-
hen Osten war das Thema eines weiteren 
und viel beachteten Workshops. Denn mit 
Trumps Friedensplan hat sich die Lage der 
Menschen in Palästina nicht grundlegend 
verbessert. Trotz des Waffenstillstands ist 
der humanitäre Bedarf dort nach wie vor 
extrem hoch. Der Krieg gegen den Iran 
lenkt den Fokus der öffentlichen Wahr-
nehmung aber auf andere Schwerpunkte 
und verschärft die Lage der Menschen in 
Palästina indes weiter.

Ein wichtiges Thema mit unmittelbarem 
Einfluss auf das ärztliche Handeln im All-
tag sind die Änderungen im Asyl- und Ab-
schieberecht ab Juni 2026 in Europa. Das 

europäische Asylrecht GEAS wird in Zu-
kunft stärkere Freiheitsbeschränkungen 
für Asylsuchende, Leistungskürzungen 
und schnellere Abschiebungen für Ge-
flüchtete bringen. Es beinhaltet aber auch 
Chancen – denn durch das sogenannte 
Screeningverfahren können besonders 
schutzbedürftige Geflüchtete besser 
identifiziert und die Rechte vulnerabler 
Gruppen früher wahrgenommen werden. 
Die Podiumsdiskussion unter Leitung der 
Menschenrechtsanwältin Claire Deery be-
schäftigte sich gemeinsam mit Aktivist*in-
nen und Betroffenen mit diesem hochak-
tuellen Thema.

A ls Ergebnis verabschiedete die Mitglie-
derversammlung einen Leitantrag mit 

zentralen friedenspolitischen Forderun-
gen. Dazu zählen internationale Rüstungs-
kontrolle, Gewaltfreiheit, die Einhaltung 
der Klimaziele, der Erhalt des Völkerrechts 
sowie das Ende der nuklearen Teilhabe 
Deutschlands. Der Antrag fordert einen 
politischer Strategiewechsel zur Beendi-
gung des Ukrainekrieges und spricht sich 
gegen eine weitere Militarisierung gesell-
schaftlicher Bereiche aus.

Den Abschluss bildete ein öffentliches Frie-
denssingen auf dem Jenaer Kirchplatz un-
ter dem Motto „Jena singt für den Frieden“.

Friedensfähig statt kriegstüchtig!
Das IPPNW-Jahrestreffen vom 24. bis 26. April 2026 in Jena

Dr. Stefan Teweleit 
ist Facharzt für 
Innere Medizin 

und Mitglied der 
IPPNW-Regional-

gruppe Jena.



Widerstand gegen das Recht 
des Stärkeren! Für Völker-
recht und Abrüstung!

Die Erde brennt. Die Missachtung inter-
nationaler Rechtsstandards hat sich in 
den letzten Monaten weiter verschärft. 
Der russische Angriff auf die Ukraine hält 
an, ebenso die andauernde Tötung und 
Vertreibung der palästinensischen Bevöl-
kerung durch Israel. Die völkerrechtswid-
rigen Militärangriffe der USA und Israels 
gegen den Iran und den Libanon sowie 
die iranischen Gegenangriffe auf die Golf-
staaten verschärfen die existentielle globa-
le Krise internationaler Institutionen, allen 
voran der UN. Die wachsende Anzahl 
von Kriegen und die Ausbeutung unseres 
Planeten durch fossile Konzerninteressen 
und Regierungen aus den Ölstaaten, aus 
Russland und den USA zerstören unsere 
Lebensgrundlagen – direkt und indirekt. 
 
In dieser existentiellen globalen Krise ist 
es inakzeptabel und gefährlich, dass die 
Bundesregierung sich dieser Entwicklung 
nicht entgegenstellt, sondern sie direkt 
oder indirekt mitträgt. Deshalb fordern 
wir von unserer Regierung eine Politik 
der Umkehr hin zu Diplomatie, Entspan-
nungspolitik,Rüstungskontrolle und Ab-
rüstung. Die Bundesregierung muss ihre 
Unterstützung der Kriege der USA und 
Israels beenden, die Waffenlieferungen 
an Israel einstellen und dem Beispiel Spa-
niens folgen und die Nutzung der US-Ba-
sen für die Kriegsführung gegen den Iran 
untersagen. 

Die Verteidigungsetats der NATO-Staa-
ten sollen bis 2035 auf bis zu 5 Prozent 
des Bruttoinlandprodukts anwachsen. Für 
Deutschland würde dies bedeuten, dass 
künftig beinahe die Hälfte aller Bundes-

mittel ins Militär fließen müssten. Wir ertei-
len der Hochrüstung in der EU und NATO 
eine deutliche Absage.

Eine erneuerte und starke UNO bleibt 
die beste Grundlage für die Abschaffung 
der Atomwaffen und die Durchsetzung 
des Atomwaffenverbotsvertrags als neue 
Norm. Am 5. Februar diesen Jahres ist der 
letzte große Rüstungskontrollvertrag zwi-
schen den USA und Russland ausgelau-
fen: der New-START-Vertrag. Ohne diesen 
Vertrag können die USA und Russland un-
gebremst nuklear aufrüsten. Bereits jetzt 
modernisieren alle Atomwaffenstaaten 
ihre Arsenale oder bauen sie sogar aus. Es 
dreht sich eine neue Rüstungsspirale. Die 
internationale Rüstungskontrollarchitektur 
zu bewahren bzw. wiederaufzubauen, ist 
gegenwärtig eine der vordringlichsten UN-
Aufgaben, doch die finanzielle Situation 
der UNO verschlechtert sich dramatisch.

Die IPPNW als Teil der weltweiten Frie-
densbewegung steht anhaltend vor großen 
Herausforderungen. Diktatoren, Autokra-
ten und Techmilliardäre wollen eine Welt, 
in der nur das Recht des Stärkeren gilt. 
Wir wehren uns dagegen, Konflikte mit 
militärischen Mitteln zu begegnen, und 
setzen stattdessen auf Deeskalation, ge-
waltfreie Methoden und präventive Maß-
nahmen. [...]

Der Antrag wird bei 6 Enthaltungen ohne 
Gegenstimmen angenommen.

 
Sozial gestaffelte Erhöhung 
der Mitgliedsbeiträge

Die Mitgliederversammlung beschließt, 
den monatlichen Mitgliedsbeitrag von der-
zeit 12,50 Euro auf 16,00 Euro (+3,50 

Euro), pro Jahr von 150,00 Euro auf 
192,00 Euro zu erhöhen. Angehörige 
weiterer Gesundheitsberufe, Studierende, 
Auszubildende und Fördermitglieder zah-
len weiterhin den bisherigen Beitrag. Mit 
einem freiwillig erhöhten Mitgliedsbeitrag 
ermöglichen Sie die Mitgliedschaft eines 
Mitglieds, das den Vollbeitrag nicht zahlen 
kann.

Die Erhöhung des Mitgliedsbeitrags wird 
bei einer Nein-Stimme und sechs Enthal-
tungen angenommen.

 
Frieden in Nahost (Westasien) 
und Gerechtigkeit für Palästina

Die deutsche Bundesregierung wird auf-
gefordert, ihre Politik in Nahost (Westasi-
en) grundlegend zu ändern. Die Politik der 
Rückendeckung für die israelische Regie-
rung und des „Offenhaltens von Kanälen“ 
ist gescheitert. Es kann und wird keinen 
gerechten Frieden in Nahost (Westasien) 
geben, solange kein Selbstbestimmungs-
recht für die Palästinenser*innen verwirk-
licht wird. Die zunehmende Annexion des 
Westjordanlandes, die humanitäre Katast-
rophe in Gaza und die Repression gegen 
Palästinenser*innen (Inhaftierungen und 
geplante Todesstrafe) gehen ungezügelt 
weiter. Mit dem Beginn des völkerrechts-
widrigen Kriegs gegen den Iran ist eine 
neue gefährliche Eskalationsstufe erreicht, 
die dringend eine Wende in der deutschen 
Politik verlangt. Auch der Kampf der Men-
schen im Iran für Demokratie und Freiheit 
wird durch den Krieg von außen nicht ge-
stärkt, sondern geschwächt. Selbstbestim-
mungsrecht wird nicht durch Bomben von 
außen geschaffen. Keine der kriegsfüh-
renden Parteien hat das Recht, zivile Ziele 
anzugreifen.

Für Völkerrecht und Abrüstung
Beschlüsse der IPPNW-Mitgliederversammlung in Jena
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Die Stimme von Deutschland als zweit-
größter Unterstützer Israels hat ein gro-
ßes Gewicht. Eine veränderte deutsche 
Politik in Nahost (Westasien), wie wir sie 
fordern, verlangt, dass Druck auf Israel 
ausgeübt werden muss, denn kritische 
Worte über „offen gehaltene Gesprächs-
kanäle“ reichen offensichtlich nicht. (…) 
 
Der Antrag wird bei fünf Nein-Stimmen 
und sieben Enthaltungen angenommen.

 
Den Fokus auf die Verhütung 
des Atomkrieges legen

Die Mitgliederversammlung appelliert 
an alle Mitglieder, die Verhinderung des 
Atomkrieges immer wieder ins Zentrum zu 
stellen. Die IPPNW wurde 1982 gegrün-
det, um einen Atomkrieg zu verhindern. 
Die im Januar 2026 auf 85 Sekunden vor 
Mitternacht vorgerückte Doomsday Clock 
signalisiert eine noch nie dagewesene nu-
kleare Bedrohung der Welt. „Katastropha-
le Risiken nehmen zu, die Kooperation 
nimmt ab, und uns läuft die Zeit davon“, 
erklärte Alexandra Bell, die Präsidentin 
des „Bulletin of the Atomic Scientists“ bei 
der Vorstellung im Januar diesen Jahres.

Die UN und die zunehmende Missach-
tung des Völkerrechts

Wir erleben zur Zeit nicht nur eine Zunah-
me von Kriegen weltweit, sondern auch 
eine Unterminierung notwendiger inter-
nationaler Kooperation. Die Gründung 
der UN und die Verabschiedung der UN-
Charta nach dem 2. Weltkrieg waren eine 
globale Errungenschaft zur Erhaltung des 
Friedens und der Kooperation zwischen 
den Völkern. Bereits in der ersten Reso-
lution der UN-Vollversammlung am 27. 

Januar 1946 wurde die Abschaffung von 
Atomwaffen gefordert. Frieden wurde zu 
einer internationalen verbindlichen Norm 
und Krieg zur Abweichung davon. Es ent-
stand ein weltweiter politischer Diskurs 
darüber, was diese Norm beinhaltet, wie 
Frieden entsteht und wie dieser Prozess 
gestaltet werden kann.

Aktuell wird die UN jedoch entscheidend 
geschwächt: Das Nichteinhalten von 
Zahlungsverpflichtungen bedroht die UN 
akut in ihrer Handlungsfähigkeit, Austritte 
schwächen UN-Unterorganisationen, und 
die Gründung einer Parallelorganisation 
wie dem sog.“ Friedensrat“ durch Donald 
Trump stellen das UN-System gänzlich in 
Frage. Das alles beschädigt auch die im 
Rahmen der UN geschlossenen Verträge 
wie den Atomwaffenverbotsvertrag. Die 
zunehmende systematische Missachtung 
des humanitären Völkerrechts in gegen-
wärtigen Kriegen bedeutet, dass auch 
unsere humanitäre Argumentation gegen 
das unterschiedslose Töten durch Atom-
waffen unterminiert wird. Zusätzlich be-
unruhigt das Auslaufen des NEW START 
Abkommen zur Begrenzung strategi-
scher Atomwaffen im Februar 2026. (…)  
 
Der Antrag wird bei einer Gegenstimme 
und einer Enthaltung angenommen.

 
Sperrung des deutschen Luft-
raums für militärische Flüge 
aller am völkerrechtswidrigen 
Angriffskrieg gegen den 
Iran beteiligten Staaten

IPPNW Deutschland fordert von der Bun-
desregierung, sich dem spanischen Bei-
spiel anzuschließen und den deutschen 
Luftraum für militärische Flüge aller am 

völkerrechtswidrigen Angriffskrieg gegen 
den Iran beteiligten Staaten ab sofort zu 
sperren.

Der Antrag wird bei 5 Nein-Stimmen und 
8 Enthaltungen angenommen.

Historischer Auftrag zur  
Verständigung mit Russland 
– Wider die Kriegsnarrative

Am 8. Mai 1945 erfolgte die bedingungs-
lose Kapitulation der deutschen Wehr-
macht. Dies bedeutete auch das Ende 
des deutschen Krieges gegen die Sow-
jetunion. Zu den brutalsten Kriegsver-
brechen durch deutsche Militärs zählt 
die 872 Tage andauernde Belagerung 
Leningrads (heute St. Petersburg) mit 
über einer Million ermordeten Zivilist*in-
nen. Der allergrößte Teil verhungerte. Der 
Krieg beruhte u.a. auf der Ideologie einer 
„überlegenen arischen Herrenrasse“ und 
ihrem „Lebensraum im Osten“. 13 Jahre 
nach der Belagerung erhielt der Hambur-
ger Bürgermeister eine Einladung durch 
das Exekutivkomitee des Stadtsowjets von 
Leningrad. Die Einladung erfolgte unter 
Berufung auf die Völkerverständigung 
und führte schnell zu einem mündlichen 
Freundschaftsvertrag. Die Leidtragende 
des deutschen Krieges handelten nach ei-
ner humanen Überzeugung: Beiden Völ-
kern wird es nur gut gehen können, wenn 
sie alte Feindschaften überwinden, aktiv 
Vertrauen schaffen und Freundschaften 
und Synergien bilden.

Die Vertreter*innen der Weltgemeinschaft 
hatten nach Ende des Zweiten Weltkrie-
ges das Ziel, den Weltfrieden dauerhaft 
aufrecht zu erhalten und erarbeiteten 
deshalb die Charta der Vereinten Natio-
nen. Das Völkerrecht bedeutet die Grund-
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D 
er Friedens- und Anti-Atom-Aktivist Winfrid Eisenberg ist 
am 13. April mit 89 Jahren im Kreise seiner vier Kinder 
und Familie gestorben. Er war Abenteurer und zugleich 
ein großer Menschenfreund. Nur wenige Wochen nach 

der Tschernobyl-Katastrophe besetzte er zusammen mit fünf weite-
ren Anti-Atom-Aktivist*innen den Kühlturm des AKW-Hamm-Uen-
trop, die forderten, das AKW stillzulegen. Als Chefarzt der Herforder 
Kinderklinik und Beamter des Kreises Herford wurde ein Verfahren 
wegen „Dienstvergehen“ gegen ihn erhoben. Doch der Kreis Her-
ford sah schließlich von Disziplinarmaßnahmen gegen ihn ab. 

Winfrid Eisenberg war vier Jahre Mitglied des IPPNW-Vorstandes.  
Er hat aktiv an der Gestaltung der Tschernobyl- und Fukushima-
Kongresse mitgewirkt, unter anderem hielt er 2014 selbst einen 
Vortrag über Leukämie bei Kindern.

In Herford engagierte sich Winfrid unter anderem in der Friedens- 
und Flüchtlingsarbeit: Er gehörte zu den Mitinitiator*innen der 
„Friedensfördernden Energiegenossenschaft“ Herford, übernahm 
Verantwortung als Vorsitzender des Herforder Kinderschutzbundes 
und setzte sich für von Abschiebung bedrohte Flüchtlingsfamilien 
ein, immer an der Seite der Schwächeren und am Lebensrecht des 
Einzelnen orientiert. Er sang auch bei der Gruppe „Lebenslaute“ 
mit – besonders die damalige Aktion am Stuttgarter EUCOM ist uns 
in Erinnerung geblieben.

Seine Gutachten über die missbräuchliche Verwendung von Rönt-
genaufnahmen zur Altersschätzung minderjähriger Flüchtlinge 
fanden bundesweite Beachtung. 2004 wurde Winfrid mit dem Hei-
ko-Ploeger-Preis für Zivilcourage der Stadt Herford ausgezeichnet.

Die IPPNW verliert einen Freund und Mitstreiter, der immer wert-
volle Anregungen und Impulse gab. Lieber Winfrid, Du bleibst in 
unseren Herzen! 

Dr. Angelika Claußen und Dr. Jörg Schmid

Trauer um  
Winfrid Eisenberg

IN MEMORIAM

lage für ein friedliches und egalitäres Zusammenleben 
der Völker zu schaffen. Die Staaten sind gleichberech-
tigt und selbstbestimmt und es gilt das allgemeine Ge-
waltverbot. Die deutsche Sektion der IPPNW bekennt 
sich zum Völkerrecht.

	» Die deutsche Sektion der IPPNW erinnert an das 
überwältigende Entgegenkommen der sowjetischen Be-
völkerung, die nach Ende des deutschen Krieges keine 
Rache, sondern Verständigung gesucht hat.

	» In Verantwortung unserer Geschichte appelliert die 
IPPNW an die deutsche Gesellschaft und Politik: Frie-
den und Verständigung mit allen Völkern der ehemaligen 
Sowjetunion bleiben unsere historischen Aufgaben. [...]
Der Antrag wird mit 36 Ja-Stimmen, 19 Nein-Stimmen 
und 15 Enthaltungen angenommen.

 
Schließung der US-Basen in 
Deutschland durch Kündigung 
des NATO- Truppenstatuts

 
IPPNW Deutschland fordert Bundesregierung und Bun-
destag dazu auf, zwecks Schließung der US-Basen in 
Deutschland das NATO-Truppenstatut umgehend zu 
kündigen. Zugleich ist mit den Mitteln der 2025 be-
schlossenen sogenannten „Sondervermögen“ umge-
hend ein Programm zur zivil-wirtschaftlichen Konver-
sion der betroffenen Regionen zu entwickeln.

Der Antrag wird mit 38 Ja-Stimmen, 18 Nein-Stimmen 
und 13 Enthaltungen angenommen.
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Mehr unter: 
ippnw.de/bit/mv
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JUNI

16.6. AK Süd-Nord, online

21.6. Symposium: 30 Jahre IGH-
Gutachten. Ein Meilenstein auf 
dem Weg zur vollständigen Ächtung 
von Atomwaffen in Hannover

22.6. 85. Jahrestag des deutschen 
Überfalls auf die Sowjetunion

23.6. Vortrag: Was hat die Mili-
tarisierung im Gesundheitswesen 
mit mir zu tun? in Hannover

24.6. Vortrag: Wir müssen das 
Völkerrecht schützen! Mit Prof. 
Dr. Kai Ambos in Göttingen

26.–28.6. IPPNW-Vorstands- 
sitzung in Berlin

JULI

1.7. AK Geflüchtete & Asyl, online

4.7. AK Atomenergie in Kassel

8.7. 30 Jahre IGH-Gutachten –
Flaggentag der Mayors for Peace 

22.7. in Stuttgart & online:  
Zeitenwende im Gesundheitswe-
sen. Die Zivil-Militärische Zu-
sammenarbeit als schleichende 
Militarisierung der Medizin?

AUGUST

5.8. Vortrag: Krankenhauskahlschlag 
und Militarisierung im Gesundheits-
wesen, online 
 
6. und 9.8. Jahrestage von 
Hiroshima und Nagasaki

22.8. Nuclearban-Radmarathon 
in Berlin/Brandenburg

21.–23.8. Sommerwochenen-
de des AK SüdNord, Rostock

Weitere Infos: ippnw.de/termine
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 GEPLANT

Das nächste Heft erscheint im September 2026. Das Schwerpunktthema ist:

Für Völkerrecht und Abrüstung
Der Redaktionsschluss für die Ausgabe 187 / September 2026 ist der 31. Juli 2026.  
Das Forum lebt von Ihren Ideen und Beiträgen. Schreiben Sie uns: forum@ippnw.de

Postkartenaktion 

Risiken und  
Nebenwirkungen 
von Abschiebungen
Abschiebungen sind Akte staatlich legitimier-
ter Gewalt mit schweren Risiken und Neben-
wirkungen. Sie reißen Menschen aus ihrem 
sozialen Umfeld, trennen Familien, zerstören 
Lebenswege und haben oft erhebliche ge-
sundheitliche Folgen. 
A4 doppelseitig, Versand gegen  
Portokosten. Bestellen unter:  
shop.ippnw.de 

Der französische Präsident Macron will 
nuklear aufrüsten und sieht sogar den Ein-
satz einer Atomwaffe als „Warnung“ vor. 
Sagen Sie mit uns Nein zur deutsch-fran-
zösischen Atomwaffen-Kooperation und 
Ja zu atomarer Abrüstung in Europa! Eine 
Aktion von Ohne Rüstung Leben, ICAN und 
dem Aktionsbündnis atomwaffenfrei.jetzt. 
Hier können Sie Postkarten bestellen  
oder online mitmachen:  
ohne-ruestung-leben.de/mitmachen 

 

29.–31. OKTOBER ’27

vormerken 

Kongress „Medizin und  
Gewissen“ in Nürnberg 

    JA zu atomarer Abrüstung in Europa!
 

   NEIN zur deutsch-französischen  

Atomwaffen-Kooperation !

    JA zu atomarer Abrüstung in Europa!
 

   NEIN zur deutsch-französischen  

Atomwaffen-Kooperation !

    JA zu atomarer Abrüstung in Europa! 
   NEIN zur deutsch-französischen  
Atomwaffen-Kooperation !

    JA zu atomarer Abrüstung in Europa! 
   NEIN zur deutsch-französischen  
Atomwaffen-Kooperation !

 GEDRUCKT TERMINE



Global Health Conference:
Attacks on healthcare
during war and beyond
Date & time:
12th September, 2026, 9:30 am – 4:30 pm 
.................................................
Location:
Refugio, Lenaustraße 4, 12047 Berlin 
................................................
Organisers:
IPPNW & medico international 
...................................... 
Keynote:
Christina Wille, Insecurity Insight and
Safeguarding Health in Conflict Coalition 
....................................................... 
6 interactive workshops, bringing together
experiences from different regions and contexts
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Mehr zum Programm: 
health-and-globalisation.org


